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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (69. Novelle zum ASVG) 

Vollversicherung Vollversicherung 
§ 4. (1) In der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung sind auf Grund 

dieses Bundesgesetzes versichert (vollversichert), wenn die betreffende Beschäf-
tigung weder gemäß den §§ 5 und  6 von der Vollversicherung ausgenommen ist, 
noch nach § 7 nur eine Teilversicherung begründet: 

§ 4. (1) In der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung sind auf Grund 
dieses Bundesgesetzes versichert (vollversichert), wenn die betreffende Beschäfti-
gung weder gemäß den §§ 5 und  6 von der Vollversicherung ausgenommen ist, 
noch nach § 7 nur eine Teilversicherung begründet: 

 1. bis 5. unverändert  1. bis 5. unverändert 
 6. Vorstandsmitglieder (Geschäftsleiter) von Aktiengesellschaften, Spar-

kassen, Landeshypothekenbanken sowie Versicherungsvereinen auf Ge-
genseitigkeit und hauptberufliche Vorstandsmitglieder (Geschäftsleiter) 
von Kreditgenossenschaften; 

 6. Vorstandsmitglieder (Geschäftsleiter) von Aktiengesellschaften, Sparkas-
sen, Landeshypothekenbanken sowie Versicherungsvereinen auf Gegensei-
tigkeit und hauptberufliche Vorstandsmitglieder (Geschäftsleiter) von Kre-
ditgenossenschaften, alle diese, soweit sie auf Grund ihrer Tätigkeit als 
Vorstandsmitglied (GeschäftsleiterIn) nicht schon nach Z 1 in Verbindung 
mit Abs. 2 pflichtversichert sind; 

 7. bis 14. unverändert.  7. bis 14. unverändert. 
(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 

gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 
Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 
gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 
Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im we-
sentlichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen Betriebsmit-
tel verfügen; es sei denn, 

wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im wesent-
lichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen Betriebsmittel 
verfügen; es sei denn, 

 a) unverändert  a) unverändert 
 b) unverändert.  b) unverändert. 
 c) dass eine freiberufliche Tätigkeit, die die Zugehörigkeit zu einer ge-

setzlichen beruflichen Vertretung (Kammer) begründet, ausgeübt wird 
oder 

 c) dass eine selbständige Tätigkeit, die die Zugehörigkeit zu einer der 
Kammern der freien Berufe begründet, ausgeübt wird oder 

 d) unverändert.  d) unverändert. 
(5) bis (7) unverändert. (5) bis (7) unverändert. 
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Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung - ausgenommen: 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung - ausgenommen: 

 1. bis 3b. unverändert.  1. bis 3b. unverändert. 
  3c. die zur Fremdsprachenassistenz nach § 3a des Lehrbeauftragtengesetzes, 

BGBl. I Nr. 656/1987, bestellten Personen; 
 4. bis 10. unverändert.  4. bis 10. unverändert. 
 11. Zeitsoldaten im Sinne des Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305,  11. Zeitsoldaten im Sinne des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146, 
 12. unverändert.  12. unverändert. 
 13. Erntehelfer nach § 18 Abs. 3 Z 2 des Fremdengesetzes 1997, BGBl. I 

Nr. 75; 
 13. ErntehelferInnen hinsichtlich einer bewilligten Beschäftigung im Rahmen 

einer Verordnung nach § 5 Abs. 1 Z 2 des Ausländerbeschäftigungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 218/1975; 

 14. und 15. unverändert.  14. und 15. unverändert. 
Teilversicherung von im § 4 genannten Personen Teilversicherung von im § 4 genannten Personen 

§ 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im 
§ 4 genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversi-
chert): 

§ 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im § 4 
genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. in der Kranken- und Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend 
bezeichneten Beschäftigungsverhältnisse: 

 1. in der Kranken- und Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend be-
zeichneten Beschäftigungsverhältnisse: 

 a) bis e) unverändert.  a) bis e) unverändert. 
 f) die Erntehelfer nach § 18 Abs. 3 Z 2 des Fremdengesetzes 1997;  f) die im Rahmen einer Verordnung nach § 5 Abs. 1 Z 2 des Ausländerbe-

schäftigungsgesetzes bewilligt beschäftigten ErntehelferInnen; 
 g) unverändert.  g) unverändert. 
 2. bis 4. unverändert.  2. bis 4. unverändert. 

Sonstige Teilversicherung Sonstige Teilversicherung 
§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies 

auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 
§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies auf 

Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 
 1. in der Krankenversicherung  1. in der Krankenversicherung 
 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) Personen, die aufgrund der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 

Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten - ausgenommen die in lit. e 
und Z 5 genannten Zeitsoldaten - soweit sie nicht nach diesem oder 

 c) Personen, die aufgrund des Wehrgesetzes 2001 Präsenz- oder Ausbil-
dungsdienst leisten - ausgenommen die in lit. e und Z 5 genannten Zeit-
soldaten - soweit sie nicht nach diesem oder einem anderen Bundesge-
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einem anderen Bundesgesetz in der Krankenversicherung pflichtversi-
chert sind, 

setz in der Krankenversicherung pflichtversichert sind, 

 d) bis f) unverändert.  d) bis f) unverändert. 
 2. in der Pensionsversicherung  2. in der Pensionsversicherung 
 a) bis h) unverändert.  a) bis h) unverändert. 
  i) die zur Fremdsprachenassistenz nach § 3a des Lehrbeauftragtengesetzes 

bestellten Personen; 
 3. und 4. unverändert.  3. und 4. unverändert. 
 5. in der Kranken- und Pensionsversicherung Zeitsoldaten, soweit sie An-

spruch auf berufliche Bildung haben (§§ 33 bzw. 41 Abs. 4 des Wehrge-
setzes 1978), im letzten Jahr ihres Wehrdienstes als Zeitsoldat. 

 5. in der Kranken- und Pensionsversicherung Zeitsoldaten, soweit sie An-
spruch auf berufliche Bildung haben (§ 63 des Wehrgesetzes 2001), im 
letzten Jahr ihres Wehrdienstes als Zeitsoldat. 

 (1a) Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ist nicht auf Personen in einem pensionsversi-
cherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2) anzuwenden, die 

  1. nach dem 31. Dezember 1954 geboren sind und vor dem 1. Jänner 2005 in 
das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis aufgenommen wurden; 

  2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie Dienst-
verhältnis aufgenommen wurden. 

§ 12. (1) bis (5) unverändert. § 12. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Mit dem Antritt des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 

Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 endet die Pflichtversicherung in der Un-
fall- und Pensionsversicherung Ausnahme der Unfallversicherung der im § 8 
Abs. 1 Z 3 lit. a bezeichneten Personen und mit Ausnahme der Pensionsversiche-
rung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d. 

(6) Mit dem Antritt des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 endet die Pflichtversicherung in der Unfall- und Pensionsversi-
cherung Ausnahme der Unfallversicherung der im § 8 Abs. 1 Z 3 lit. a bezeichneten 
Personen und mit Ausnahme der Pensionsversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d. 

(7) unverändert. (7) unverändert. 
b) Pensionsversicherung der Angestellten b) Pensionsversicherung der Angestellten 

§ 14. (1) Zur Pensionsversicherung der Angestellten gehören die in der Pen-
sionsversicherung pflichtversicherten Personen hinsichtlich jener Beschäftigun-
gen, die nicht die Zugehörigkeit zur knappschaftlichen Pensionsversicherung 
nach § 15 begründen, 

§ 14. (1) Zur Pensionsversicherung der Angestellten gehören die in der Pensi-
onsversicherung pflichtversicherten Personen hinsichtlich jener Beschäftigungen, 
die nicht die Zugehörigkeit zur knappschaftlichen Pensionsversicherung nach § 15 
begründen, 

 1. bis 11. unverändert.  1. bis 11. unverändert. 
 12. wenn sie nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. h als Wissenschaftliche (Künstlerische) 

MitarbeiterInnen (in Ausbildung) versichert sind. 
 12. wenn sie nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. h als Wissenschaftliche (Künstlerische) 

MitarbeiterInnen (in Ausbildung) versichert sind; 
  13. wenn sie nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. i als zur Fremdsprachenassistenz bestellte 
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Personen versichert sind. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 17. (1) bis (4) unverändert. § 17. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-

rungsmonate erworben sein müssen, der im Abs. 3 genannte Zeitraum von 
60 Monaten und die im Abs. 4 genannte Frist von sechs Monaten verlängern sich 

(5) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-
rungsmonate erworben sein müssen, der im Abs. 3 genannte Zeitraum von 
60 Monaten und die im Abs. 4 genannte Frist von sechs Monaten verlängern sich 

 a) bis c) unverändert.  a) bis c) unverändert. 
 d) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes - ausgenommen 

Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - aufgrund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990, 

 d) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes - ausgenommen Zei-
ten einer Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - aufgrund des 
Wehrgesetzes 2001, 

 e) unverändert.  e) unverändert. 
(6) bis (9) unverändert. (6) bis (9) unverändert. 

Durchführung des ELSY Durchführung des ELSY 
§ 31b. (1) unverändert. § 31b. (1) unverändert. 
(2) Beschlüsse des Hauptverbandes zur Ausübung der nach Abs. 1 vorgese-

henen Ermächtigungen bedürfen der Zustimmung von drei Vierteln der Mitglie-
der der Trägerkonferenz. Die Ausübung der aus der Gesellschaftsgründung nach 
Abs. 1 resultierenden Gesellschafterrechte des Hauptverbandes bedarf - unbe-
schadet jener Rechte nach dem Gesetz über Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung, die anderen juristischen Personen aus einer Beteiligung an dieser Gesell-
schaft zustehen – in folgenden Angelegenheiten der Zustimmung von drei Vier-
teln der Mitglieder der Trägerkonferenz: 

(2) Beschlüsse des Hauptverbandes zur Ausübung der nach Abs. 1 vorgesehe-
nen Ermächtigungen bedürfen der Zustimmung von drei Vierteln der Mitglieder 
der Trägerkonferenz. Die Ausübung der aus der Gesellschaftsgründung nach Abs. 1 
resultierenden Gesellschafterrechte des Hauptverbandes bedarf - unbeschadet jener 
Rechte nach dem Gesetz über Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die ande-
ren juristischen Personen aus einer Beteiligung an dieser Gesellschaft zustehen – in 
folgenden Angelegenheiten der Zustimmung von drei Vierteln der Mitglieder der 
Trägerkonferenz: 

 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
Ebenso kann die Trägerkonferenz mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner 
Mitglieder ein Schlichtungsverfahren in den Angelegenheiten nach Z 1 und 2 für 
den Fall vorsehen, dass ein beantragter Beschluss in solchen Angelegenheiten 
zwar eine absolute Stimmenmehrheit, nicht aber die erforderliche Zustimmung 
von drei Vierteln der Mitglieder der Trägerkonferenz erreicht. Die auf Grund 
eines solchen Schlichtungsverfahrens ergehende Entscheidung ersetzt die Be-
schlussfassung der Trägerkonferenz. Solange der Hauptverband an der auf Grund 
von Abs. 1 Z 1 errichteten Gesellschaft mit mehr als 50% der Geschäftsanteile 
beteiligt ist, ist der Vorsitzende des Aufsichtsrates der Gesellschaft aus den auf 

Ebenso kann die Trägerkonferenz mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mit-
glieder ein Schlichtungsverfahren in den Angelegenheiten nach Z 1 und 2 für den 
Fall vorsehen, dass ein beantragter Beschluss in solchen Angelegenheiten zwar eine 
absolute Stimmenmehrheit, nicht aber die erforderliche Zustimmung von drei Vier-
teln der Mitglieder der Trägerkonferenz erreicht. Die auf Grund eines solchen 
Schlichtungsverfahrens ergehende Entscheidung ersetzt die Beschlussfassung der 
Trägerkonferenz. Solange der Hauptverband an der auf Grund von Abs. 1 Z 1 er-
richteten Gesellschaft mit mehr als 50% der Geschäftsanteile beteiligt ist, ist der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates der Gesellschaft aus den auf Vorschlag der Träger-
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Vorschlag der Trägerkonferenz zu bestellenden Aufsichtsratsmitgliedern der 
Gesellschaft zu wählen. Schlagen drei Aufsichtsratsmitglieder der genannten 
Gruppe ein Mitglied für die Funktion des Vorsitzenden vor, so ist nur dieses Mit-
glied zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates wählbar. Eine solche Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung hat zwei Geschäftsführer zu haben. Des Weiteren gilt eine 
solche Gesellschaft mit beschränkter Haftung als durch Gesetz eingerichteter 
Rechtsträger des öffentlichen Bereiches im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000 
und als Versicherungsträger im Sinne der §§ 109 und 110. Die Finanzierung einer 
solchen Gesellschaft erfolgt durch die Versicherungsträger im Sinne der Bestim-
mungen über die Aufbringung der Mittel für die Verbandszwecke (Hauptver-
band). Wird zur Wahrung der Aufgaben als Gesellschafter der genannten Gesell-
schaft ein Ausschuss nach § 442c Abs. 1 gebildet, so gehören diesem der Präsi-
dent, der erste Stellvertreter und der zweite Stellvertreter an. 

konferenz zu bestellenden Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft zu wählen. 
Schlagen drei Aufsichtsratsmitglieder der genannten Gruppe ein Mitglied für die 
Funktion des Vorsitzenden vor, so ist nur dieses Mitglied zum Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates wählbar. Eine solche Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat 
zwei Geschäftsführer zu haben. Des Weiteren gilt eine solche Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung als durch Gesetz eingerichteter Rechtsträger des öffentlichen 
Bereiches im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000 und als Versicherungsträger im 
Sinne der §§ 109 und 110. Die Finanzierung einer solchen Gesellschaft erfolgt 
durch die Versicherungsträger im Sinne der Bestimmungen über die Aufbringung 
der Mittel für die Verbandszwecke (Hauptverband) nach Maßgabe des Abs. 2a. 
Wird zur Wahrung der Aufgaben als Gesellschafter der genannten Gesellschaft ein 
Ausschuss nach § 442c Abs. 1 gebildet, so gehören diesem der Präsident, der erste 
Stellvertreter und der zweite Stellvertreter an. 

 (2a) Bei den Kosten für die Finanzierung einer Gesellschaft nach Abs. 2 ist 
zwischen Errichtungskosten, Entwicklungskosten und laufenden Betriebskosten zu 
unterscheiden. Die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates ist von der 
Beteiligung an der Tragung der laufenden Betriebskosten sowie künftiger Entwick-
lungskosten ausgenommen. 

Sonstige meldepflichtige Personen (Stellen) Sonstige meldepflichtige Personen (Stellen) 
§ 36. (1) Die in den §§ 33 und 34 bezeichneten Pflichten obliegen: § 36. (1) Die in den §§ 33 und 34 bezeichneten Pflichten obliegen: 

 1. bis 16. unverändert.  1. bis 16. unverändert. 
 17. für die nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g pflichtversicherten Erziehenden dem 

Krankenversicherungsträger. 
 17. für die nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g pflichtversicherten Erziehenden dem 

Krankenversicherungsträger; 
  18. für die nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. i pflichtversicherten Fremdsprachenassis-

tentinnen und Fremdsprachenassistenten dem Bundesministerium für Un-
terricht, Kunst und Kultur. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Sozialversicherungsprüfung Sozialversicherungsprüfung 

§ 41a. (1) bis (3) unverändert. § 41a. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Für die Sozialversicherungsprüfung gelten die für die Prüfungen nach 

§ 151 der Bundesabgabenordnung maßgeblichen Vorschriften der Bundesabga-
benordnung. Bei der Durchführung der Lohnsteuerprüfung (§ 86 EStG 1988) ist 
das Prüforgan des Krankenversicherungsträgers als Organ des für die Lohnsteu-
erprüfung zuständigen Finanzamtes tätig. Das Finanzamt ist von der Prüfung und 

(4) Für die Sozialversicherungsprüfung gelten die für Außenprüfungen (§ 147 
der Bundesabgabenordnung) maßgeblichen Vorschriften der Bundesabgabenord-
nung. Bei der Durchführung der Lohnsteuerprüfung (§ 86 EStG 1988) ist das Prüf-
organ des Krankenversicherungsträgers als Organ des für die Lohnsteuerprüfung 
zuständigen Finanzamtes tätig. Das Finanzamt ist von der Prüfung und vom Inhalt 
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vom Inhalt des Prüfungsberichtes oder der aufgenommenen Niederschrift zu 
verständigen. 

des Prüfungsberichtes oder der aufgenommenen Niederschrift zu verständigen. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 
Allgemeine Beitragsgrundlage, Entgelt Allgemeine Beitragsgrundlage, Entgelt 

§ 44. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge (allgemeine 
Beitragsgrundlage) ist für Pflichtversicherte, sofern im folgenden nichts anderes 
bestimmt wird, der im Beitragszeitraum gebührende auf Cent gerundete Arbeits-
verdienst mit Ausnahme allfälliger Sonderzahlungen nach § 49 Abs. 2. Als Ar-
beitsverdienst in diesem Sinne gilt: 

§ 44. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge (allgemeine 
Beitragsgrundlage) ist für Pflichtversicherte, sofern im folgenden nichts anderes 
bestimmt wird, der im Beitragszeitraum gebührende auf Cent gerundete Arbeits-
verdienst mit Ausnahme allfälliger Sonderzahlungen nach § 49 Abs. 2. Als Ar-
beitsverdienst in diesem Sinne gilt: 

 1. bis 4. unverändert.  1. bis 4. unverändert. 
 5. Aufgehoben.  5. bei den nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. i pflichtversicherten Personen der nach § 3a 

Abs. 5 des Lehrbeauftragtengesetzes gebührende Beitrag; 
 6. bis 18. unverändert.  6. bis 18. unverändert. 
An die Stelle des Betrages von 1 350 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erst-
mals ab 1. Jänner 2006, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der jewei-
ligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachte Betrag. 

An die Stelle des in den Z 15, 16 und 18 genannten Betrages tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachte Betrag. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 
Entgelt Entgelt 

§ 49. (1) und (2) unverändert. § 49. (1) und (2) unverändert. 
(3) Als Entgelt im Sinne des Abs. 1 und 2 gelten nicht: (3) Als Entgelt im Sinne des Abs. 1 und 2 gelten nicht: 

 1. Vergütungen des Dienstgebers an den Dienstnehmer (Lehrling), durch 
welche die durch dienstliche Verrichtungen für den Dienstgeber veran-
laßten Aufwendungen des Dienstnehmers abgegolten werden (Auslagen-
ersatz); hiezu gehören insbesondere Beträge, die den Dienstnehmern 
(Lehrlingen) als Fahrtkostenvergütungen einschließlich der Vergütungen 
für Wochenend(Familien)heimfahrten, Tages- und Nächtigungsgelder 
gezahlt werden, soweit sie nach § 26 des Einkommensteuergeset-
zes 1988, BGBl. Nr. 400, nicht der Einkommensteuer(Lohnsteuer)pflicht 
unterliegen. § 26 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist sinngemäß auch 
auf Vergütungen, die Versicherten nach § 4 Abs. 4 gezahlt werden, an-
zuwenden. Unter Tages- und Nächtigungsgelder fallen auch Vergütungen 
für den bei Arbeiten außerhalb des Betriebes oder mangels zumutbarer 
täglicher Rückkehrmöglichkeit an den ständigen Wohnort (Familien-

 1. Vergütungen des Dienstgebers an den Dienstnehmer (Lehrling), durch 
welche die durch dienstliche Verrichtungen für den Dienstgeber veranlaß-
ten Aufwendungen des Dienstnehmers abgegolten werden (Auslagener-
satz); hiezu gehören insbesondere Beträge, die den Dienstnehmern (Lehr-
lingen) als Fahrtkostenvergütungen einschließlich der Vergütungen für 
Wochenend(Familien)heimfahrten, Tages- und Nächtigungsgelder gezahlt 
werden, soweit sie nach § 26 des Einkommensteuergesetzes 1988, 
BGBl. Nr. 400, nicht der Einkommensteuer(Lohnsteuer)pflicht unterlie-
gen. § 26 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist sinngemäß auch auf Ver-
gütungen, die Versicherten nach § 4 Abs. 4 gezahlt werden, anzuwenden. 
Unter Tages- und Nächtigungsgelder fallen auch Vergütungen für den bei 
Arbeiten außerhalb des Betriebes oder mangels zumutbarer täglicher 
Rückkehrmöglichkeit an den ständigen Wohnort (Familienwohnsitz) ver-
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wohnsitz) verbundenen Mehraufwand, wie Bauzulagen, Trennungsgel-
der, Übernachtungsgelder, Zehrgelder, Entfernungszulagen, Aufwands-
entschädigungen, Stör- und Außerhauszulagen uä. sowie Tagesgelder 
gemäß § 3 Abs. 1 Z 16b Einkommensteuergesetzt 1988; 

bundenen Mehraufwand, wie Bauzulagen, Trennungsgelder, Übernach-
tungsgelder, Zehrgelder, Entfernungszulagen, Aufwandsentschädigungen, 
Stör- und Außerhauszulagen uä. sowie sowie Tages- und Nächtigungsgel-
der nach § 3 Abs. 1 Z 16b des Einkommensteuergesetzes 1988; 

 2. bis 18.a) unverändert.  2. bis 18.a) unverändert. 
 b) Beiträge, die der Dienstgeber für seine Dienstnehmer im Sinne des § 2 

Z 1 des Betriebspensionsgesetzes oder im Sinne der §§ 6 und 7 
BMVG oder vergleichbarer österreichischer Rechtsvorschriften leistet, 
soweit sie nach § 4 Abs. 4 Z 2 lit. a bzw. § 26 Z 7 des Einkommens-
teuergesetzes 1988 nicht der Einkommen(Lohn)steuerpflicht unterlie-
gen; 

 b) Beiträge, die DienstgeberInnen für ihre (freien) DienstnehmerInnen im 
Sinne des § 2 Z 1 des Betriebspensionsgesetzes oder im Sinne der §§ 6 
und 7 BMSVG oder vergleichbarer österreichischer Rechtsvorschriften 
leisten, soweit diese Beiträge nach § 4 Abs. 4 Z 1 lit. c oder Z 2 lit. a 
EStG 1988 oder nach § 26 Z 7 EStG 1988 nicht der Einkom-
men(Lohn)steuerpflicht unterliegen; 

 c) und d) unverändert.  c) und d) unverändert. 
 19. bis 26. unverändert.  19. bis 26. unverändert. 
 27. für Au-pair-Kräfte nach Abs. 8 neben dem Wert der vollen freien Station 

samt Verpflegung jene Beträge, die der Dienstgeber für ihren privaten 
Krankenversicherungsschutz und für ihre Teilnahme an Sprachkursen 
und kulturellen Veranstaltungen aufwendet. 

 27. für Au-pair-Kräfte nach Abs. 8 neben dem Wert der vollen freien Station 
samt Verpflegung jene Beträge, die der Dienstgeber für ihren privaten 
Krankenversicherungsschutz und für ihre Teilnahme an Sprachkursen und 
kulturellen Veranstaltungen aufwendet; 

  28. pauschale Fahrt- und Reiseaufwandsentschädigungen, die Sportvereine 
(Sportverbände) an SportlerInnen oder Schieds(wettkampf)richterInnen 
oder SportbetreuerInnen (z. B. TrainerInnen, MasseurInnen) leisten, und 
zwar bis zu 30 € pro Einsatztag, höchstens aber bis zu 540 € pro Kalen-
dermonat der Tätigkeit, sofern diese nicht den Hauptberuf und die Haupt-
quelle der Einnahmen bildet und Steuerfreiheit nach § 3 Abs. 1 Z 16c 
zweiter Satz EStG 1988 zusteht. 

(4) bis (8) unverändert. (4) bis (8) unverändert. 
Allgemeine Beiträge für Teilversicherte Allgemeine Beiträge für Teilversicherte 

§ 52. (1) bis (3) unverändert. § 52. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Die Beiträge für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 2 sind mit 22,8 % der 

Beitragsgrundlage (§ 44 Abs. 1 Z 11 bis 18) zu bemessen. Diese Beiträge sind zu 
tragen 

(4) Die Beiträge für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 2 sind mit 22,8 % der 
Beitragsgrundlage (§ 44 Abs. 1 Z 11 bis 18) zu bemessen. Diese Beiträge sind zu 
tragen 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
 4. für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. h wie in § 51 Abs. 3 Z 2, wo-

bei als Dienstgeber die Universität (Universität der Künste) gilt, der die 
versicherte Person angehört. 

 4. für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. h wie in § 51 Abs. 3 Z 2, wobei 
als Dienstgeber die Universität (Universität der Künste) gilt, der die versi-
cherte Person angehört; 
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  5. für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. i wie in § 51 Abs. 3 Z 2, wobei 

als Dienstgeber das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 
gilt. 

Beiträge während der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes Beiträge während der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes 
§ 56a. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund 

der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ruht die Beitragspflicht des Versicher-
ten und seines Dienstgebers in der Krankenversicherung. 

§ 56a. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 ruht die Beitragspflicht des Versicherten und seines Dienstge-
bers in der Krankenversicherung. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung 

§ 68a. (1) unverändert. § 68a. (1) unverändert. 
(2) Die nach Abs. 1 vorzuschreibenden Beiträge sind mit dem Produkt der 

Aufwertungszahlen nach dem APG für den Zeitraum ab der ursprünglichen Fäl-
ligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen. 

(2) Die nach Abs. 1 vorzuschreibenden Beiträge sind für den Zeitraum ab der 
ursprünglichen Fälligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen, und zwar mit 
dem Produkt der Aufwertungszahlen nach Anlage 2 zum APG; ab dem Jahr 2006 
ist die Reihe dieser Aufwertungszahlen um die Aufwertungszahlen nach § 108a 
Abs. 1 zu ergänzen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Ausmaß und Entrichtung Ausmaß und Entrichtung 

§ 77. (1) bis (5) unverändert. § 77. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Weiterversicherte nach § 17, die aus der Pflichtversicherung ausgeschie-

den sind, um einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze unter gänzlicher Be-
anspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, haben in der 
Pensionsversicherung nur die Beitragsteile, die nach § 51 Abs. 3 Z 2 auf den 
Versicherten entfallen, zu tragen; die nach der genannten Bestimmung auf den 
Dienstgeber entfallenden Beitragsteile sind aus Mitteln des Bundes zu tragen. 
Eine solche Beitragstragung durch den Bund kommt pro Pflegefall nur für eine 
einzige Person in Betracht und erfolgt auch während eines zeitweiligen stationä-
ren Pflegeaufenthaltes der pflegebedürftigen Person. 

(6) Für Weiterversicherte nach § 17, die aus der Pflichtversicherung ausge-
schieden sind, um einen nahen Angehörigen oder eine nahe Angehörige mit An-
spruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflege-
geldgesetzes oder nach den Landespflegegeldgesetzen unter gänzlicher Beanspru-
chung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, sind die Beiträge zur 
Gänze aus Mitteln des Bundes zu tragen. Eine solche Beitragstragung durch den 
Bund kommt pro Pflegefall nur für eine einzige Person in Betracht und erfolgt auch 
während eines zeitweiligen stationären Pflegeaufenthaltes der pflegebedürftigen 
Person. 

(7) unverändert. (7) unverändert. 
(8) Die nach § 18b Selbstversicherten haben nur die Beitragsteile zu tragen, 

die nach § 51 Abs. 3 Z 2 auf die versicherte Person entfallen; die nach dieser 
(8) Für die nach § 18b Selbstversicherten sind die Beiträge zur Gänze aus Mit-

teln des Bundes zu tragen. 
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Bestimmung auf den Dienstgeber entfallenden Beitragsteile sind aus Mitteln des 
Bundes zu tragen. 

(9) Abweichend von den Abs. 6 und 8 trägt der Bund für insgesamt längs-
tens 48 Kalendermonate je Pflegefall 
 1. auch 50 % des auf die versicherte Person entfallenden Beitragsteiles, 

wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld in Höhe der Stufe 4 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze gepflegt 
wird, oder 

 2. die Beiträge zur Gänze, wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehö-
rige) mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 5 nach 
§ 5 des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der 
Landespflegegeldgesetze gepflegt wird. 

Der Lauf der im ersten Satz genannten Frist wird für die Dauer des Wegfalles des 
Anspruches auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 4 gehemmt. 

(9) Aufgehoben. 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes 

§ 89a. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 - ausgenommen die im § 8 Abs. 1 Z 1 
lit. e und Z 5 genannten Personen - ruht der Anspruch des Versicherten auf Leis-
tungen der Krankenversicherung für seine Person. 

§ 89a. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 - ausgenommen die im § 8 Abs. 1 Z 1 lit. e und Z 5 genannten 
Personen - ruht der Anspruch des Versicherten auf Leistungen der Krankenversi-
cherung für seine Person. 

Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach dem 
Ausscheiden aus der Versicherung 

Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach dem 
Ausscheiden aus der Versicherung 

§ 122. (1) unverändert. § 122. (1) unverändert. 
(2) Für Versicherungsfälle, die nach dem Ende der Versicherung oder nach 

Ablauf des im Abs. 1 lit. b bezeichneten Zeitraumes eintreten, sind Leistungen, 
und zwar auch für Familienangehörige, nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen zu gewähren: 

(2) Für Versicherungsfälle, die nach dem Ende der Versicherung oder nach 
Ablauf des im Abs. 1 lit. b bezeichneten Zeitraumes eintreten, sind Leistungen, und 
zwar auch für Familienangehörige, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 
gewähren: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. an Personen, die innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Ausschei-

den aus der durch eine Beschäftigung (ein Lehr- oder Ausbildungsver-
hältnis) begründeten Pflichtversicherung mindestens 26 Wochen oder 
unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen versichert waren und 
sogleich nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung erwerbslos 

 2. an Personen, die innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Ausscheiden 
aus der durch eine Beschäftigung (ein Lehr- oder Ausbildungsverhältnis) 
begründeten Pflichtversicherung mindestens 26 Wochen oder unmittelbar 
vorher mindestens sechs Wochen versichert waren und sogleich nach dem 
Ausscheiden aus der Pflichtversicherung erwerbslos geworden sind, wenn 
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geworden sind, wenn der Versicherungsfall während der Erwerbslosig-
keit und binnen sechs Wochen nach dem Ausscheiden aus der Pflichtver-
sicherung eintritt. War der Versicherte im Zeitpunkt des Ausscheidens 
aus der Pflichtversicherung infolge Krankheit arbeitsunfähig oder be-
stand zu diesem Zeitpunkt Anspruch auf Wochengeld, so beginnt die 
Frist von sechs Wochen erst ab dem Erlöschen des Anspruches auf 
Krankengeld (Anstaltspflege) bzw. Wochengeld zu laufen. Die Frist von 
sechs Wochen verlängert sich 

der Versicherungsfall während der Erwerbslosigkeit und binnen sechs Wo-
chen nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung eintritt. War der 
Versicherte im Zeitpunkt des Ausscheidens aus der Pflichtversicherung in-
folge Krankheit arbeitsunfähig oder bestand zu diesem Zeitpunkt Anspruch 
auf Wochengeld, so beginnt die Frist von sechs Wochen erst ab dem Erlö-
schen des Anspruches auf Krankengeld (Anstaltspflege) bzw. Wochengeld 
zu laufen. Die Frist von sechs Wochen verlängert sich 

 a) um die Dauer eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 - ausgenommen um Zeiten ei-
ner Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. e und Z 5 - bzw. ei-
nes auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes zu leisten-
den ordentlichen oder außerordentlichen Zivildienstes bzw. eines Aus-
landsdienstes gemäß § 12 b des Zivildienstgesetzes; 

 a) um die Dauer eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 - ausgenommen um Zeiten einer Pflichtversiche-
rung gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. e und Z 5 - bzw. eines auf Grund der Be-
stimmungen des Zivildienstgesetzes zu leistenden ordentlichen oder au-
ßerordentlichen Zivildienstes bzw. eines Auslandsdienstes gemäß § 12 b 
des Zivildienstgesetzes; 

 b) unverändert.  b) unverändert. 
 3. und 4. unverändert.  3. und 4. unverändert. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 
Ruhen des Krankengeldanspruches Ruhen des Krankengeldanspruches 

§ 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: § 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: 
 1. bis 5. unverändert.  1. bis 5. unverändert. 
 6. solange der Versicherte Präsenzdienst im Sinne des Wehrgesetzes 1990 

leistet und als Zeitsoldat gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. e in der Kranken- bzw. 
gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 in der Kranken- und in der Pensionsversicherung 
teilversichert ist. 

 6. solange der Versicherte Präsenzdienst im Sinne des Wehrgesetzes 2001 
leistet und als Zeitsoldat gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. e in der Kranken- bzw. 
gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 in der Kranken- und in der Pensionsversicherung 
teilversichert ist. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 
Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: 

 1. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung mit Aus-
nahme der in Z. 2 bezeichneten Zeiten, und zwar 

 1. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung mit Ausnah-
me der in Z 2 bezeichneten Zeiten, und zwar 

 a) wenn die Anmeldung zur Pflichtversicherung binnen sechs Monaten 
nach Beginn der Beschäftigung beziehungsweise des Lehr- oder Aus-
bildungsverhältnisses erstattet worden ist, vom Tage des Beginnes der 

 a) von jenem Tag einer die Pflichtversicherung begründenden Beschäfti-
gung oder eines Lehr- oder Ausbildungsverhältnisses an, ab dem für 
diese Zeiten das Recht auf Feststellung der Verpflichtung zur Zahlung 
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Beschäftigung beziehungsweise des Lehr- oder Ausbildungsverhält-
nisses an, 

von Beiträgen noch nicht verjährt war (§ 68 Abs. 1), 

 b) sonst von dem Tag an, an dem die Anmeldung beim Versicherungs-
träger eingelangt oder die Pflichtversicherung ohne vorhergehende 
Anmeldung bescheidmäßig festgestellt worden ist; die vor diesem Tag 
in einer die Pflichtversicherung begründenden Beschäftigung bzw. in 
einem Lehr- oder Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten gelten 
als Beitragszeiten nur, soweit die Beiträge für diese Zeiten wirksam 
(§ 230) entrichtet worden sind; 

 b) sonst von jenem Tag einer die Pflichtversicherung begründenden Be-
schäftigung oder eines Lehr- oder Ausbildungsverhältnisses an, ab dem 
für diese Zeiten verjährte Beiträge wirksam (§ 230) nachentrichtet wor-
den sind (§ 68a); 

 2. bis 8. unverändert.  2. bis 8. unverändert. 
(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 
Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 und vor dem 

1. Jänner 2005 
Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 und vor dem 1. Jänner 

2005 
§ 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 und 

vor dem 1. Jänner 2005 gelten 
§ 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 und vor 

dem 1. Jänner 2005 gelten 
 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
 7. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegan-

gene Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, in denen auf Grund der Bestim-
mungen des Wehrgesetzes 1990 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - aus-
genommen Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - oder 
auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlicher oder 
außerordentlicher Zivildienst bzw. ein Auslandsdienst (§ 12 b des Zivil-
dienstgesetzes) geleistet wird; ein solcher Auslandsdienst ist im Ausmaß 
von höchstens 14 Monaten zu berücksichtigen; 

 7. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegangene 
Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, in denen auf Grund des Wehrgeset-
zes 2001 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen Zeiten einer 
Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - oder auf Grund der Bestim-
mungen des Zivildienstgesetzes ordentlicher oder außerordentlicher Zivil-
dienst bzw. ein Auslandsdienst (§ 12 b des Zivildienstgesetzes) geleistet 
wird; ein solcher Auslandsdienst ist im Ausmaß von höchstens 14 Monaten 
zu berücksichtigen; 

 8. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 
Beitrags- oder Ersatzzeit vorliegt, die Zeiten, in denen auf Grund der Be-
stimmungen des Wehrgesetzes 1990 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - 
ausgenommen Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - 
oder auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlicher 
oder außerordentlicher Zivildienst bzw. ein Auslandsdienst (§ 12 b des 
Zivildienstgesetzes) geleistet wird, sofern nicht Z. 7 anzuwenden ist; ein 
Auslandsdienst gemäß § 12 b des Zivildienstgesetzes ist im Ausmaß von 
höchstens 14 Monaten zu berücksichtigen; 

 8. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 
Beitrags- oder Ersatzzeit vorliegt, die Zeiten, in denen auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen Zei-
ten einer Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - oder auf Grund der 
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlicher oder außerordentlicher 
Zivildienst bzw. ein Auslandsdienst (§ 12 b des Zivildienstgesetzes) geleis-
tet wird, sofern nicht Z. 7 anzuwenden ist; ein Auslandsdienst gemäß 
§ 12 b des Zivildienstgesetzes ist im Ausmaß von höchstens 14 Monaten 
zu berücksichtigen; 

 9. bis 11. unverändert.  9. bis 11. unverändert. 
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(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Neutrale Monate Neutrale Monate 
§ 234. (1) unverändert. § 234. (1) unverändert. 
(2) Nach dem 31. Dezember 1970 gelegene Zeiten der im Abs. 1 Z. 6 lit. b 

bezeichneten Art sind nur bis zum Höchstausmaß von 60 Monaten und Zeiten der 
im Abs. 1 Z. 11 lit. b bezeichneten Art nur bis zum Höchstausmaß der letzten 
36 solcher Monate als neutrale Zeiten anzusehen. 

(2) Nach dem 31. Dezember 1970 gelegene Zeiten der im Abs. 1 Z. 6 lit. b be-
zeichneten Art sind nur bis zum Höchstausmaß von 60 Monaten als neutrale Zeiten 
anzusehen. 

(3) unveränder. (3) unveränder. 
Wartezeit als allgemeine Voraussetzung der Leistungsansprüche Wartezeit als allgemeine Voraussetzung der Leistungsansprüche 

§ 235. (1) und (2) unverändert. § 235. (1) und (2) unverändert. 
(3) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

geminderten Arbeitsfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, wenn 
(3) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der ge-

minderten Arbeitsfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, wenn 
 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) der Versicherungsfall die Folge einer anerkannten Dienstbeschädi-

gung im Sinne der für Wehrpflichtige oder für Frauen im Ausbil-
dungsdienst geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften ist. 

 c) der Versicherungsfall die Folge einer anerkannten Dienstbeschädigung 
im Sinne der versorgungsrechtlichen Vorschriften für Präsenz- oder 
Ausbildungsdienst Leistende ist. 

Bemessungsgrundlage Bemessungsgrundlage 
§ 238. (1) unverändert. § 238. (1) unverändert. 
(2) Die Zahl der Gesamtbeitragsgrundlagen nach Abs. 1 vermindert sich, so 

weit dadurch die Bemessungsgrundlage 180 Beitragsmonate nicht unterschreitet, 
(2) Die Zahl der Gesamtbeitragsgrundlagen nach Abs. 1 vermindert sich, so 

weit dadurch die Bemessungsgrundlage 180 Beitragsmonate nicht unterschreitet, 
 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. um die Zahl der während der Zeit einer Familienhospizkarenz nach den 

§§ 14a und 14b AVRAG erworbenen Beitragsmonate. 
 2. um die Zahl der während der Zeit einer Familienhospizkarenz nach den 

§§ 14a und 14b AVRAG oder nach gleichartigen bundes- oder landesge-
setzlichen Regelungen erworbenen Beitragsmonate. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 
Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen 

§ 248c. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension (Knappschaftsalters-
pension) eine die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz oder dem GSVG 
oder dem BSVG begründende Erwerbstätigkeit ausgeübt, so gebührt dem (der) 
Versicherten ein besonderer Höherversicherungsbetrag, der nach Abs. 2 zu be-
rechnen ist. 

§ 248c. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension (Knappschaftsalters-
pension) ab dem Monatsersten nach Erreichung des Regelpensionsalters eine die 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz oder dem GSVG oder dem BSVG 
begründende Erwerbstätigkeit ausgeübt, so gebührt dem (der) Versicherten ein 
besonderer Höherversicherungsbetrag, der nach Abs. 2 zu berechnen ist. Fällt der 
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Zeitpunkt der Erreichung des Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so 
gilt dieser Tag als Monatserster im Sinne des ersten Satzes. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 

und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pen-
sionsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 

Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 
und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pensi-

onsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 
§ 251a. (1) bis (3) unverändert § 251a. (1) bis (3) unverändert 
(4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 (4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 

 a) unverändert.  a) unverändert. 
 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 

zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 
Beitragsmonat der Pflichtversicherung und 
Beitragsmonat nach § 115 Abs. 1 Z 2 des Gewerblichen Sozialversi-
cherungsgesetzes, 
leistungswirksamer Ersatzmonat mit Ausnahme von Ersatzmonaten 
gemäß den §§ 227 a und 228 a 
Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung, 
Ersatzmonat gemäß den §§ 227 a und 228 a, 
leistungsunwirksamer Ersatzmonat; 

bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge: 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz, 
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsge-
setz, 
Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz. 

 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 
zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 

 - Beitragsmonat der Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit 
und Beitragsmonat nach § 115 Abs. 1 Z 2 GSVG, 

 - leistungswirksamer Ersatzmonat - mit Ausnahme von Ersatzmonaten 
nach den §§ 227a und 228a - sowie Monat der Pflichtversicherung nach 
§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. a bis g und nach § 225 Abs. 1 Z 8, 

 - Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung, 
 - Ersatzmonat nach den §§ 227a und 228a, 
 - leistungsunwirksamer Ersatzmonat; 
 bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge: 
 - Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz, 
 - Pensionsversicherung nach dem GSVG, 
 - Pensionsversicherung nach dem BSVG. 

(5) bis (8) unverändert. (5) bis (8) unverändert. 
Abfertigung und Wiederaufleben der Witwen(Witwer)pension Abfertigung und Wiederaufleben der Witwen(Witwer)pension 

§ 265. (1) Der Bezieherin (Dem Bezieher) einer Witwen(Witwer)pension 
(§ 258), ausgenommen die Bezieherin (der Bezieher) einer Wit-
wen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 2, die (der) sich wiederverehelicht hat, 
gebührt eine Abfertigung in der Höhe des 35fachen der Witwen(Witwer)pension, 
auf die sie (er) im Zeitpunkt der Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat, 
ausschließlich einer Ausgleichszulage, die in diesem Zeitpunkt gebührt haben. 

§ 265. (1) Der Bezieherin (Dem Bezieher) einer Witwen(Witwer)pension 
(§ 258), ausgenommen die Bezieherin (der Bezieher) einer Wit-
wen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 2, die (der) sich wiederverehelicht hat, ge-
bührt eine Abfertigung in der Höhe des 35fachen der Witwen(Witwer)pension, auf 
die sie (er) im Zeitpunkt der Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat, aus-
schließlich einer Ausgleichszulage, die in diesem Zeitpunkt gebührt hat. 
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(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 
§ 292. (1) bis (3) unverändert. § 292. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis n) unverändert  a) bis n) unverändert 
 o) Versehrtengeld nach § 149g Abs. 3 BSVG.  o) Versehrtengeld nach § 149g Abs. 3 BSVG; 
  p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 

EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht überstei-
gen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachte Be-
trag, gerundet auf volle Euro. 

(5) bis (13) unverändert. (5) bis (13) unverändert. 
Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen 

§ 294. (1) bis (4) unverändert. § 294. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Eine Anrechnung nach Abs. 1 erfolgt nicht, wenn die Ehe aus dem Ver-

schulden des anderen Ehegatten geschieden wurde, eine Unterhaltsleistung aus 
dieser Scheidung auf Grund eines Unterhaltsverzichtes nicht erbracht wird und 
dieser Verzicht spätestens 10 Jahre vor dem Stichtag abgegeben wurde. 

(5) Aufgehoben. 

Rechts- und Verwaltungshilfe Rechts- und Verwaltungshilfe 
§ 360. (1) und (2) unverändert. § 360. (1) und (2) unverändert. 
(3) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband sind berechtigt, auf 

automationsunterstütztem Weg Einsicht in das automationsunterstützt geführte 
Grundbuch, in das zentrale Gewerberegister und in das automationsunterstützt 
geführte Firmenbuch zu nehmen, soweit dies zur Erfüllung der ihnen übertrage-
nen Aufgaben, insbesondere zur Erbringung von Leistungen und zur Durchfüh-
rung des Versicherungs-, Melde- und Beitragswesens, notwendig ist. Die Berech-
tigung zur Einsicht in das Grundbuch umfaßt auch die Einsichtnahme in das Per-
sonenverzeichnis. Die Berechtigung zur Einsicht in das Firmenbuch umfaßt auch 
die bundesweite Suche nach im Zusammenhang mit den Rechtsträgern gespei-
cherten Personen. 

(3) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband sind berechtigt, auf 
automationsunterstütztem Weg Einsicht in das Grundbuch, das Adressregister, das 
zentrale Gewerberegister und das Firmenbuch zu nehmen, soweit dies zur Erfül-
lung der ihnen übertragenen Aufgaben, insbesondere zur Erbringung von Leistun-
gen und zur Durchführung des Versicherungs-, Melde- und Beitragswesens, not-
wendig ist. Die Berechtigung zur Einsicht in das Grundbuch umfaßt auch die Ein-
sichtnahme in das Personenverzeichnis. Die Berechtigung zur Einsicht in das Fir-
menbuch umfaßt auch die bundesweite Suche nach im Zusammenhang mit den 
Rechtsträgern gespeicherten Personen. 

(4) und (5) unverändert. (4) und (5) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband haben zur Siche-

rung der Unverwechselbarkeit und Richtigkeit der von ihnen verwendeten Daten 
sowie zur Durchführung ihrer Verfahren das Recht, das Verfahren der Meldebe-
hörden nach § 14 Abs. 2 des Meldegesetzes 1991 in Anspruch zu nehmen. Sie 
sind verpflichtet, bei Änderungen (Feststellung, Richtigstellung usw.) von Fami-
liennamen, Vornamen, Geschlechtsangabe, Staatsbürgerschaft und Geburtsdaten 
sowie der ZMR-Zahl (§ 16 Meldegesetz 1991) mit dem Zentralen Melderegister 
bei der Bundesministerin für Inneres zum Zwecke der Führung der Gleichset-
zungstabelle (§ 16b Meldegesetz 1991 in der Fassung des Artikels II BGBl. I 
Nr. 28/2001) zusammenzuarbeiten und dort geänderte Daten zu verwenden, so-
weit dies zur eindeutigen Identifizierung einer Person notwendig ist. Leistungsan-
sprüche, Anwartschaften oder deren Veränderungen können aus solchen Ände-
rungen nicht abgeleitet werden. 

(6) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband haben zur Sicherung 
der Unverwechselbarkeit und Richtigkeit der von ihnen verwendeten Daten sowie 
zur Durchführung ihrer Verfahren das Recht, das Verfahren der Meldebehörden 
nach § 14 Abs. 2 des Meldegesetzes 1991 in Anspruch zu nehmen. Sie sind ver-
pflichtet, bei Änderungen (Feststellung, Richtigstellung usw.) von Familiennamen, 
Vornamen, Geschlechtsangabe, Staatsbürgerschaft und Geburtsdaten sowie der 
ZMR-Zahl (§ 16 Meldegesetz 1991) mit dem Zentralen Melderegister bei der Bun-
desministerin für Inneres zum Zwecke der Führung der Gleichsetzungstabelle 
(§ 16b Meldegesetz 1991 in der Fassung des Artikels II BGBl. I Nr. 28/2001) zu-
sammenzuarbeiten und dort geänderte Daten zu verwenden, soweit dies zur eindeu-
tigen Identifizierung einer Person notwendig ist. Leistungsansprüche, Anwartschaf-
ten oder deren Veränderungen können aus solchen Änderungen nicht abgeleitet 
werden. Abfragen der Sozialversicherungsträger und des Hauptverbandes aus dem 
Zentralen Melderegister sind auch nach dem Auswahlkriterium der Anschrift 
(Wohnadresse) zulässig, und zwar zur Überprüfung von Angaben über das Vorlie-
gen eines gemeinsamen Haushaltes, soweit dies für die Feststellung eines Leis-
tungsanspruches notwendig ist. Die Ergebnisse solcher Abfragen stellen lediglich 
einen Anhaltspunkt bei der Ermittlung des Tatbestandes des gemeinsamen Haus-
haltes dar. 

(7) unverändert. (7) unverändert. 
(6) unverändert. (6) unverändert. 
Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers 
§ 434. (1) unverändert. § 434. (1) unverändert. 
(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung des Versicherungs-

trägers übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis eine Be-
scheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Vertretungsbefugnis natürlicher Personen wird durch eine Bescheini-
gung der Aufsichtsbehörde oder einen Auszug aus dem die sonstigen Betroffenen 
erfassenden Teil des Ergänzungsregisters (§ 6 Abs. 4 in Verbindung mit § 2 Z 7 des 
E-Government-Gesetzes, BGBl. I Nr. 10/2004) nachgewiesen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
§ 459c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 

Abs. 3 den Trägern der Pensionsversicherung auf Anfrage folgende Daten ge-
trennt nach Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 459c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 den Trägern der Pensionsversicherung auf Anfrage folgende Daten getrennt 
nach Dienstgebern zu übermitteln: 
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 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 

Abs. 1 bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten zwei Ka-
lenderjahren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten vier Kalenderjah-
ren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen 

Übermittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der 
technischen und organisatorischen Möglichkeiten zu bestimmen. 

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen Über-
mittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der techni-
schen und organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen 

Entschädigungen 
Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen 

Entschädigungen 
§ 506a. Zeiten einer Anhaltung, § 506a. Zeiten einer Anhaltung, 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
gelten, sofern der Versicherte vor der Anhaltung Beitragszeiten oder Ersatzzeiten 
in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz erworben hat, als Versi-
cherungszeiten, und zwar die vor dem Zeitpunkt, ab dem von der betreffenden 
Versichertengruppe erstmals Beiträge entrichtet werden konnten, gelegenen An-
haltungszeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem Zeitpunkt gelegenen Anhal-
tungszeiten als Beitragszeiten der Pflichtversicherung. Die auf diese Beitragszei-
ten entfallenden Beiträge hat der Bund an den zuständigen Versicherungsträger 
nach den jeweils in Geltung gestandenen Vorschriften nachzuentrichten. Die 
Beitragszeiten gelten in dem Zweig der Pensionsversicherung als erworben, in 
dem der Versicherte zuletzt vor der Anhaltungszeit Beitrags- oder Ersatzzeiten 
zurückgelegt hat. Als Beitragsgrundlage für die Bemessung der Beiträge und für 
die Leistungen der Pensionsversicherung gilt das 30fache der Tagesbeitrags-
grundlage der Pflichtversicherung (§ 242 Abs. 2 Z 1) des dem Ausscheiden aus 
der Pflichtversicherung vorangegangenen letzten Beitragsjahres (§ 242 Abs. 10); 
hat der Versicherte Beitragszeiten der Pflichtversicherung nur im Beitragsjahr des 
Beginnes der Anhaltung erworben, dann ist dieses Beitragsjahr heranzuziehen. 

gelten, sofern der Versicherte vor der Anhaltung Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in 
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz erworben hat, als Versiche-
rungszeiten, und zwar die vor dem Zeitpunkt, ab dem von der betreffenden Versi-
chertengruppe erstmals Beiträge entrichtet werden konnten, gelegenen Anhaltungs-
zeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten 
als Beitragszeiten der Pflichtversicherung. Die auf diese Beitragszeiten entfallen-
den Beiträge hat der Bund an den zuständigen Versicherungsträger nach den je-
weils in Geltung gestandenen Vorschriften nachzuentrichten. Die Beitragszeiten 
gelten in dem Zweig der Pensionsversicherung als erworben, in dem der Versicher-
te zuletzt vor der Anhaltungszeit Beitrags- oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als 
Tagesbeitragsgrundlage für die Bemessung der Beiträge und für die Leistungen der 
Pensionsversicherung gilt der 360. Teil der Summe der Beitragsgrundlagen des 
letzten Kalenderjahres vor dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung, wenn die 
Pflichtversicherung das gesamte Kalenderjahr hindurch bestanden hat; ist dies nicht 
der Fall, so ist anstelle des 360. Teiles die Anzahl der Tage der Pflichtversicherung 
in diesem Kalenderjahr maßgeblich. Hat die versicherte Person Beitragszeiten der 
Pflichtversicherung nur in dem Kalenderjahr des Beginnes der Anhaltung erwor-
ben, so ist dieses Kalenderjahr heranzuziehen. 
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Schlussbestimmung zu Art. 1 des Sozialversicherungs-

Änderungsgesetzes 1999, BGBl. I Nr. 2/2000 
Schlussbestimmung zu Art. 1 des Sozialversicherungs-

Änderungsgesetzes 1999, BGBl. I Nr. 2/2000 
§ 585. § 44 Abs. 1 Z 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 2/2000 tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft und mit 30. Juni 2010 außer Kraft. 
§ 585. § 44 Abs. 1 Z 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 2/2000 tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft. 
Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/2005 

(65. Novelle) 
Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/2005 

(65. Novelle). 
§ 625. (1) bis (11) unverändert. § 625. (1) bis (11) unverändert. 
(12) Als träger- bzw. versicherungsspezifische Abzugsposten kommen in 

Betracht: 
(12) Als träger- bzw. versicherungsspezifische Abzugsposten kommen in Be-

tracht: 
 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. der Aufwand des Dienstleistungszentrums nach § 67c und der Kranken-

versicherungsträger für die Vollziehung der §§ 67a bis 67d über die Haf-
tung bei Beauftragung zur Erbringung von Bauleistungen. 

 3. der Aufwand des Dienstleistungszentrums nach § 67c und der Krankenver-
sicherungsträger für die Vollziehung der §§ 67a bis 67d über die Haftung 
bei Beauftragung zur Erbringung von Bauleistungen; 

  4. 5 % des Aufwandes für Bedienstete, 

  a) denen die Sachverhaltsfeststellung in Melde-, Versicherungs- und Bei-
tragsangelegenheiten sowie in Leistungssachen überwiegend durch Er-
hebungen an Ort und Stelle, z. B. in Betrieben der DienstgeberInnen, 
übertragen ist; 

  b) denen die Überprüfung der Einhaltung der Melde- und Beitragspflicht 
nach § 42 Abs. 1 eigenverantwortlich obliegt; 

  c) die nach § 41a dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 86 Abs. 1 
EStG 1988 mit der Sozialversicherungs-, Lohn- und Kommunalsteuer-
prüfung betraut sind. 

(13) und (14) unverändert. (13) und (14) unverändert. 
 Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2009 (69. Novelle) 
 § 643. (1) Es treten in Kraft: 
  1. mit 1. Juli 2009 die §§ 4 Abs. 1 Z 6 sowie Abs. 4 lit. c, 5 Abs. 1 Z 11 und 

13, 7 Z 1 lit. f, 8 Abs. 1 Z 1 lit. c und Z 5, 12 Abs. 6, 17 Abs. 5 lit. d, 41a 
Abs. 4, 44 Abs. 1 letzter Satz, 49 Abs. 3 Z 27 und 28, 56a Abs. 1, 68a 
Abs. 2, 77 Abs. 6 und 8, 89a, 122 Abs. 2 Z 2 lit. a, 143 Abs. 1 Z 6, 225 
Abs. 1 Z 1, 227 Abs. 1 Z 7 und 8, 234 Abs. 2, 235 Abs. 3 lit. c, 238 Abs. 2 
Z 2, 248c Abs. 1, 251a Abs. 4 lit. b, 265 Abs. 1, 360 Abs. 3 und 6, 434 
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Abs. 2, 459c Abs. 1 und 3 sowie 585 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2009; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 die §§ 31b Abs. 2 und 2a, 49 Abs. 3 Z 1 
letzter Satz sowie 292 Abs. 4 lit. o und p in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xx/2009; 

  3. rückwirkend mit 1. Oktober 2008 die §§ 5 Abs. 1 Z 3c, 8 Abs. 1 Z 2 lit. i, 
14 Abs. 1 Z 12 und 13, 36 Abs. 1 Z 17 und 18, 44 Abs. 1 Z 5 sowie 52 
Abs. 4 Z 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 

  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2008 § 49 Abs. 3 Z 18 lit. b in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 

  5. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 die §§ 8 Abs. 1a und 506a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009. 

 (2) Die §§ 77 Abs. 9 und 294 Abs. 5 treten mit Ablauf des 30. Juni 2009 außer 
Kraft. 

 (3) § 225 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 
ist erstmals für Beitragszeiträume ab 1. Juli 2004 anzuwenden.. 

 (4) Für Personen, die vor dem 1. Jänner 1955 geboren sind, ist § 506a in der 
am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden 

 (5) § 625 Abs. 12 Z 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2009 tritt mit dem Monatsersten in Kraft, der der zustimmenden Kenntnis-
nahme des Sanierungskonzeptes nach § 1 des Bundesgesetzes betreffend den Ver-
zicht auf Bundesforderungen gegenüber Gebietskrankenkassen, BGBl. I 
Nr. yy/2009, durch die Bundesregierung folgt. 

Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (34. Novelle zum GSVG) 
Teilversicherung in der Kranken- bzw. Pensionsversicherung Teilversicherung in der Kranken- bzw. Pensionsversicherung 

§ 3. (1) bis (3) unverändert. § 3. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Aufgehoben. (4) Abs. 3 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem pensionsversicherungs-

freien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, die 
  1. nach dem 31. Dezember 1954 geboren sind und vor dem 1. Jänner 2005 in 

das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis aufgenommen wurden; 
  2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie Dienst-
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verhältnis aufgenommen wurden. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 
Ausnahmen von der Pflichtversicherung Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversiche-
rung sind ausgenommen: 

§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversiche-
rung sind ausgenommen: 

 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
 7. auf Antrag Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 oder § 2 Abs. 2 FSVG, die 

glaubhaft machen, daß ihre Umsätze die Umsatzgrenze des § 6 Abs. 1 
Z 27 des Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBl. Nr. 663, und ihre Einkünfte 
aus dieser Tätigkeit jährlich das 12fache des Betrages nach § 25 Abs. 4 
Z 2 lit. b nicht übersteigen. Treffen diese Voraussetzungen nach Ablauf 
des Kalenderjahres, für das sie glaubhaft gemacht wurden, tatsächlich 
nicht zu, ist der Wegfall der Ausnahme von der Pflichtversicherung im 
nachhinein festzustellen. Ein Antrag kann nur von einer Person gestellt 
werden, 

 7. auf Antrag Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 oder § 2 Abs. 2 FSVG, die 
glaubhaft machen, daß ihre Umsätze die Umsatzgrenze des § 6 Abs. 1 Z 27 
des Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBl. Nr. 663, und ihre Einkünfte aus 
dieser Tätigkeit jährlich das 12fache des Betrages nach § 25 Abs. 4 Z 2 
lit. b nicht übersteigen. Treffen diese Voraussetzungen nach Ablauf des 
Kalenderjahres, für das sie glaubhaft gemacht wurden, tatsächlich nicht zu, 
ist der Wegfall der Ausnahme von der Pflichtversicherung im nachhinein 
festzustellen. Ein Antrag kann nur von einer Person gestellt werden, 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) die das 57. Lebensjahr vollendet und innerhalb der letzten 

fünf Kalenderjahre vor der Antragstellung die im ersten Satz genann-
ten Voraussetzungen erfüllt hat. 

 c) die das 57. Lebensjahr vollendet und innerhalb der letzten 
fünf Kalenderjahre vor der Antragstellung die im ersten Satz genannten 
Voraussetzungen erfüllt hat; 

  8. Personen hinsichtlich ihrer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 
sowie Personen hinsichtlich der nach § 2 Abs. 1 Z 4 festgestellten Pflicht-
versicherung, wenn für sie weder eine Abgabestelle im Sinne des Zustell-
gesetzes vorliegt noch eine zustellbevollmächtigte Person bestellt ist und 
seit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherungsträger von der Aufgabe der 
zuletzt bekannten Abgabestelle Kenntnis erhielt, sechs Monate abgelaufen 
sind, für die weitere Dauer des unbekannten Aufenthaltes. 

Die Ausnahme tritt frühestens mit Beginn des Kalenderjahres, in dem der Antrag 
gestellt und die Voraussetzungen glaubhaft gemacht werden, ein. Wird die Aus-
nahme im Kalenderjahr rückwirkend geltend gemacht, so beginnt sie mit dem 
Ersten des Kalendermonates, der auf die Antragstellung folgt, sofern im Kalen-
derjahr bereits Leistungen aus der Kranken- oder Pensionsversicherung bezogen 
wurden. 

Die Ausnahme tritt frühestens mit Beginn des Kalenderjahres, in dem der Antrag 
gestellt und die Voraussetzungen glaubhaft gemacht werden, ein. Wird die Aus-
nahme im Kalenderjahr rückwirkend geltend gemacht, so beginnt sie mit dem Ers-
ten des Kalendermonates, der auf die Antragstellung folgt, sofern im Kalenderjahr 
bereits Leistungen aus der Kranken- oder Pensionsversicherung bezogen wurden. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 
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Weiterversicherung Weiterversicherung 

§ 8. (1) Personen, die aus der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
ausscheiden, können sich und ihre mitversicherten Familienangehörigen, solange 
sie ihren Wohnsitz im Inland haben und nicht nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz in der Krankenversicherung pflichtversichert sind, weiterversi-
chern, wenn sie in den vorangegangenen zwölf Monaten mindestens 26 Wochen 
oder unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen nach diesem oder einem ande-
ren Bundesgesetz krankenversichert waren. Die Frist von zwölf Monaten verlän-
gert sich um Zeiten, während derer der Versicherte 

§ 8. (1) Personen, die aus der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
ausscheiden, können sich und ihre mitversicherten Familienangehörigen, solange 
sie ihren Wohnsitz im Inland haben und nicht nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz in der Krankenversicherung pflichtversichert sind, weiterversichern, 
wenn sie in den vorangegangenen zwölf Monaten mindestens 26 Wochen oder 
unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz krankenversichert waren. Die Frist von zwölf Monaten verlängert 
sich um Zeiten, während derer der Versicherte 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) Präsenz- oder Ausbildungsdienst auf Grund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, leistet, sofern infolge dieser Zei-
ten nicht schon Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach 
diesem Bundesgesetz besteht. 

 c) Präsenz- oder Ausbildungsdienst auf Grund des Wehrgesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. 146, leistet, sofern infolge dieser Zeiten nicht schon Pflicht-
versicherung in der Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz 
besteht. 

(2) bis (7) unverändert. (2) bis (7) unverändert. 
Weiterversicherung Weiterversicherung 

§ 12. (1) bis (3) unverändert. § 12. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-

rungsmonate erworben sein müssen und die im Abs. 3 genannte Frist von sechs 
Monaten verlängern sich 

(4) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-
rungsmonate erworben sein müssen und die im Abs. 3 genannte Frist von sechs 
Monaten verlängern sich 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der Be-

stimmungen des Wehrgesetzes 1990, 
 c) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des Wehr-

gesetzes 2001, 
 d) unverändert.  d) unverändert. 

(5) bis (9) unverändert. (5) bis (9) unverändert. 
Beitragsgrundlage in der Kranken- und Pensionsversicherung in besonderen 

Fällen 
Beitragsgrundlage in der Kranken- und Pensionsversicherung in besonderen 

Fällen 
§ 26a. Beitragsgrundlage für die nach § 3 Abs. 3 Z 1 lit. a, 2 und 4 Pflicht-

versicherten ist der Betrag von 1 350 €, Beitragsgrundlage für die nach § 3 Abs. 3 
Z 3 Pflichtversicherten ist das Übergangsgeld. Beitragsgrundlage für die nach § 3 
Abs. 3 Z 1 lit. b pflichtversicherten Zeitsoldaten mit einem Verpflichtungszeit-
raum von mindestens einem Jahr sind 133 % des Monatsgeldes, der Dienstgrad-
zulage, der Monatsprämie, der Einsatzvergütung, der Belastungs- und Ausbild-

§ 26a. Beitragsgrundlage für die nach § 3 Abs. 3 Z 1 lit. a, 2 und 4 Pflichtver-
sicherten ist der Betrag von 1 350 €, Beitragsgrundlage für die nach § 3 Abs. 3 Z 3 
Pflichtversicherten ist das Übergangsgeld. Beitragsgrundlage für die nach § 3 
Abs. 3 Z 1 lit. b pflichtversicherten Zeitsoldaten mit einem Verpflichtungszeitraum 
von mindestens einem Jahr sind 133 % des Monatsgeldes, der Dienstgradzulage, 
der Monatsprämie, der Einsatzvergütung, der Belastungs- und Ausbildnervergütung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nervergütung sowie der Anerkennungsprämie. An die Stelle des Betrages von 
1 350 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, der unter 
Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte 
Betrag. 

sowie der Anerkennungsprämie. An die Stelle des im ersten Satz genannten Betra-
ges tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, der unter Be-
dachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Be-
trag. 

Beiträge zur Krankenversicherung während der Leistung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes 

Beiträge zur Krankenversicherung während der Leistung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes 

§ 28. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ruht die Beitragspflicht des Versicherten. 
Das gleiche gilt hinsichtlich der Beitragspflicht für den familienversicherten An-
gehörigen 

§ 28. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 ruht die Beitragspflicht des Versicherten. Das gleiche gilt hin-
sichtlich der Beitragspflicht für den familienversicherten Angehörigen 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höherversicherung in der Pensi-

onsversicherung 
Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höherversicherung in der Pensions-

versicherung 
§ 33. (1) bis (8) unverändert. § 33. (1) bis (8) unverändert. 
(9) Weiterversicherte nach § 12, die aus einer Pflichtversicherung ausge-

schieden sind, um einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit An-
spruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflege-
geldgesetzes oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze unter 
gänzlicher Beanspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, 
haben nur einen Beitragsteil in der Höhe von 10,25% der Beitragsgrundlage 
selbst zu tragen; der verbleibende Beitragsteil in der Höhe von 12,55% der Bei-
tragsgrundlage ist aus Mitteln des Bundes zu tragen. Eine solche Beitragstragung 
durch den Bund kommt pro Pflegefall nur für eine einzige Person in Betracht und 
erfolgt auch während eines zeitweiligen stationären Pflegeaufenthaltes der pfle-
gebedürftigen Person. 

(9) Für Weiterversicherte nach § 12, die aus der Pflichtversicherung ausge-
schieden sind, um einen nahen Angehörigen oder eine nahe Angehörige mit An-
spruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflege-
geldgesetzes oder nach den Landespflegegeldgesetzen unter gänzlicher Beanspru-
chung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, sind die Beiträge zur 
Gänze aus Mitteln des Bundes zu tragen. Eine solche Beitragstragung durch den 
Bund kommt pro Pflegefall nur für eine einzige Person in Betracht und erfolgt auch 
während eines zeitweiligen stationären Pflegeaufenthaltes der pflegebedürftigen 
Person. 

(10) Abweichend von Abs. 9 trägt der Bund für insgesamt längstens 
48 Kalendermonate je Pflegefall 

(10) Aufgehoben. 

 1. auch 50 % des auf die versicherte Person entfallenden Beitragsteiles, 
wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld in Höhe der Stufe 4 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze gepflegt 
wird, oder 

 

 2. die Beiträge zur Gänze, wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehö-
rige) mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 5 nach 
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§ 5 des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der 
Landespflegegeldgesetze gepflegt wird. 

Der Lauf der im ersten Satz genannten Frist wird für die Dauer des Wegfalles des 
Anspruches auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 4 gehemmt. 

 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen 
§ 35. (1) und (2) unverändert. § 35. (1) und (2) unverändert. 
(3) Ergibt die Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage gemäß § 25 

Abs. 6 eine Beitragsschuld des Versicherten, so ist diese in vier gleichen Teilbe-
trägen jeweils am Letzten des zweiten Monates der Kalendervierteljahre, die der 
Beitragsfeststellung folgen, abzustatten. Das gleiche gilt für den Ausgleichsbei-
trag gemäß § 27 Abs. 8 mit der Maßgabe, daß anstelle der Beitragsfeststellung die 
Kundmachung der Verordnung tritt. Solche Beiträge sind jedenfalls mit dem 
Ablauf des Kalendermonates fällig, das dem Ende der Pflichtversicherung folgt. 
Auf Antrag des Versicherten kann, soweit dies nach seinen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen gerechtfertigt erscheint, die Beitragsschuld gestundet bzw. deren Ab-
stattung in Raten bewilligt werden. Eine Stundung der Beitragsschuld ist bis zum 
Ablauf von zwei Jahren nach Fälligkeit zulässig. Die Abstattung in Raten hat 
innerhalb von zwei Jahren zu erfolgen. 

(3) Ergibt die Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage gemäß § 25 
Abs. 6 eine Beitragsschuld des Versicherten, so ist diese in vier gleichen Teilbeträ-
gen jeweils am Letzten des zweiten Monates der Kalendervierteljahre, die der Bei-
tragsfeststellung folgen, abzustatten. Solche Beiträge sind jedenfalls mit dem Ab-
lauf des Kalendermonates fällig, das dem Ende der Pflichtversicherung folgt. Auf 
Antrag des Versicherten kann, soweit dies nach seinen wirtschaftlichen Verhältnis-
sen gerechtfertigt erscheint, die Beitragsschuld gestundet bzw. deren Abstattung in 
Raten bewilligt werden. Eine Stundung der Beitragsschuld ist bis zum Ablauf von 
zwei Jahren nach Fälligkeit zulässig. Die Abstattung in Raten hat innerhalb von 
zwei Jahren zu erfolgen. 

(4) bis (7) unverändert. (4) bis (7) unverändert. 
Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung 

§ 40a. (1) unverändert. § 40a. (1) unverändert. 
(2) Die nach Abs. 2 vorzuschreibenden Beiträge sind mit dem Produkt der 

Aufwertungszahlen nach dem APG für den Zeitraum ab der ursprünglichen Fäl-
ligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen. 

(2) Die nach Abs. 1 vorzuschreibenden Beiträge sind für den Zeitraum ab der 
ursprünglichen Fälligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen, und zwar mit 
dem Produkt der Aufwertungszahlen nach Anlage 2 zum APG; ab dem Jahr 2006 
ist die Reihe dieser Aufwertungszahlen um die Aufwertungszahlen nach § 47 zu 
ergänzen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Unterstützungsfonds Unterstützungsfonds 

§ 44. (1) unverändert. § 44. (1) unverändert. 
(2) Dem Unterstützungsfonds können (2) Dem Unterstützungsfonds können 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. für den Bereich der Pensionsversicherung bis zu 1,25 vT der Erträge an  2. für den Bereich der Pensionsversicherung bis zu 1,25 vT der Erträge an 
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Versicherungsbeiträgen zuzüglich der Überweisungen aus dem Steuer-
aufkommen gemäß § 34 Abs. 1 

Versicherungsbeiträgen nach § 27 Abs. 1 Z 2 

überwiesen werden. überwiesen werden. 
(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes 

§ 59. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ruht der Anspruch des Versicherten auf 
Leistungen der Krankenversicherung für seine Person. 

§ 59. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 ruht der Anspruch des Versicherten auf Leistungen der Kran-
kenversicherung für seine Person. 

Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 
§ 116. (1) Als Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 gelten, soweit sie nicht 

als Beitragszeiten anzusehen sind: 
§ 116. (1) Als Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 gelten, soweit sie nicht als 

Beitragszeiten anzusehen sind: 
 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. Zeiten, in denen der Versicherte auf Grund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1990 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen 
Zeiten der Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes - oder auf Grund der Bestimmungen des Zi-
vildienstgesetzes ordentlichen oder außerordentlichen Zivildienst geleis-
tet hat; 

 3. Zeiten, in denen der Versicherte auf Grund des Wehrgesetzes 2001 Prä-
senz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen Zeiten der Pflichtversiche-
rung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - 
oder auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlichen 
oder außerordentlichen Zivildienst geleistet hat; 

 4. bis 8. unverändert.  4. bis 8. unverändert. 
(2) bis (10) unverändert. (2) bis (10) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 
§ 127b. (1) bis (3) unverändert. § 127b. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß 

§ 13 des Bundesbezügegesetzes, BGBl.I Nr.64/1997, mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß der Antrag gemäß Abs. 2 binnen sechs Monaten nach dem Ende des 
Anspruches auf Bezüge oder auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügege-
setz für den gesamten Zeitraum der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundes-
bezügegesetzes gestellt werden kann. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl.I Nr.64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder auf 
Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum der 
Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden kann. 
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Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 

und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pen-
sionsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 

Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 
und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pensi-

onsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 
§ 129. (1) bis (3) unverändert. § 129. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 (4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 

 a) unverändert.  a) unverändert. 
 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 

zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 
 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 

zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 
 - Beitragsmonat der Pflichtversicherung und Beitragsmonat nach 

§ 115 Abs. 1 Z 2, 
 - Beitragsmonat der Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstä-

tigkeit und Beitragsmonat nach § 115 Abs. 1 Z 2, 
 - leistungswirksamer Ersatzmonat mit Ausnahme von Ersatzmona-

ten gemäß § 116 a oder § 116 b, 
 - leistungswirksamer Ersatzmonat - mit Ausnahme von Ersatzmona-

ten nach den §§ 116a und 116b - sowie Monat der Pflichtversiche-
rung nach § 3 Abs. 3, 

 - Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung,  - Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung, 
 - Ersatzmonat gemäß § 116 a oder § 116 b,  - Ersatzmonat nach den §§ 116a und 116b, 
 - leistungsunwirksamer Ersatzmonat;  - leistungsunwirksamer Ersatzmonat; 
 bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge:  bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge: 
 - Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetz, 
 - Pensionsversicherung nach dem ASVG, 

 - Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz,  - Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz, 
 - Pensionsversicherung nach dem Bauern-

Sozialversicherungsgesetz. 
 - Pensionsversicherung nach dem BSVG. 

 c) Aufgehoben.  c) unverändert. 
(5) bis (8) unverändert. (5) bis (8) unverändert. 

Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen 
§ 143. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension eine die Pflichtversi-

cherung nach diesem Bundesgesetz oder dem ASVG oder dem BSVG begrün-
dende Erwerbstätigkeit ausgeübt, so gebührt dem (der) Versicherten ein besonde-
rer Höherversicherungsbetrag, der nach Abs. 2 zu berechnen ist. 

§ 143. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension ab dem Monatsersten 
nach Erreichung des Regelpensionsalters eine die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz oder dem ASVG oder dem BSVG begründende Erwerbstätigkeit 
ausgeübt, so gebührt dem (der) Versicherten ein besonderer Höherversicherungsbe-
trag, der nach Abs. 2 zu berechnen ist. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des Re-
gelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als Monatserster 
im Sinne des ersten Satzes. 
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(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 
§ 149. (1) bis (3) unverändert. § 149. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis n) unverändert.  a) bis n) unverändert. 
 o) das Kinderbetreuungsgeld nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz.  o) das Kinderbetreuungsgeld nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz; 
  p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 

EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht überstei-
gen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 51 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Betrag, gerundet auf 
volle Euro; 

(5) bis (12) unverändert. (5) bis (12) unverändert. 
Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen 

§ 151. (1) bis (4) unverändert. § 151. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Eine Anrechnung nach Abs. 1 erfolgt nicht, wenn die Ehe aus dem Ver-

schulden des anderen Ehegatten geschieden wurde, eine Unterhaltsleistung aus 
dieser Scheidung auf Grund eines Unterhaltsverzichtes nicht erbracht wird und 
dieser Verzicht spätestens 10 Jahre vor dem Stichtag abgegeben wurde. 

(5) Aufgehoben. 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers 
§ 207. (1) unverändert. § 207. (1) unverändert. 
(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung des Versicherungs-

trägers übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis eine Be-
scheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Vertretungsbefugnis natürlicher Personen wird durch eine Bescheini-
gung der Aufsichtsbehörde oder einen Auszug aus dem die sonstigen Betroffenen 
erfassenden Teil des Ergänzungsregisters (§ 6 Abs. 4 in Verbindung mit § 2 Z 7 des 
E-Government-Gesetzes, BGBl. I Nr. 10/2004) nachgewiesen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 219. (1) bis (2) unverändert. § 219. (1) bis (2) unverändert. 
(2a) Die Genehmigung nach Abs. 3 ist nicht erforderlich, wenn (2a) Die Genehmigung nach Abs. 1a ist nicht erforderlich, wenn 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
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(3) unverändert. (3) unverändert. 

Mitwirkung der Aufgabenbehörden des Bundes Mitwirkung der Aufgabenbehörden des Bundes 
§ 229a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträ-

ger auf dessen Ersuchen im Einzelfall nach Maßgabe des Abs. 3 folgende, zur 
Bemessung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Daten zu 
übermitteln: 

§ 229a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger 
auf dessen Ersuchen im Einzelfall nach Maßgabe des Abs. 3 folgende, zur Bemes-
sung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Daten zu übermitteln: 

 1. bis 8. unverändert.  1. bis 8. unverändert. 
 Als Einkünfte nach den Z 2 bis 4 gelten auch ausländische Einkünfte, die im Inland 

zu besteuern sind oder unter Progressionsvorbehalt steuerbefreit sind. Von den 
Einkünften nach Z 2 sind auch Einkünfte auf Grund einer land- und forstwirtschaft-
lichen unternehmerischen Tätigkeit nach Anlage 2 zum BSVG umfasst. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
§ 229d. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 

Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 229d. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach Dienst-
gebern zu übermitteln: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 

Abs. 1 bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten zwei Ka-
lenderjahren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten vier Kalenderjah-
ren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen 

Übermittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der 
technischen und organisatorischen Möglichkeiten zu bestimmen. 

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen Über-
mittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der techni-
schen und organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
 Schlussbestimmungen zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 

(34. Novelle) 
 § 326. (1) Es treten in Kraft: 
  1. mit 1. Juli 2009 die §§ 4 Abs. 1 Z 7 und 8, 8 Abs. 1 lit. c, 12 Abs. 4 lit. c, 

26a, 28 Abs. 1, 33 Abs. 9, 35 Abs. 3, 40a Abs. 2, 44 Abs. 2 Z 2, 59, 116 
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Abs. 1 Z 3, 129 Abs. 4 lit. b, 143 Abs. 1, 207 Abs. 2, 219 Abs. 2a, 229a 
Abs. 1 sowie 229d Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2009; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 § 149 Abs. 4 lit. o und p in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 

 3. rückwirkend mit 18. April 2008 § 127b Abs. 4 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 

  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 § 3 Abs. 4 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. xx/2009. 

 (2) Die §§ 33 Abs. 10 und 151 Abs. 5 treten mit Ablauf des 30. Juni 2009 au-
ßer Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (34. Novelle zum BSVG) 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der Pensionsversi-
cherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der Pensionsversiche-
rung 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

 1. Personen, die auf ihre Rechnung und Gefahr einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb im Sinne der Bestimmungen des 
Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, führen oder auf deren Rech-
nung und Gefahr ein solcher Betrieb geführt wird. Dabei wird vermutet, 
daß Grundstücke, die als forstwirtschaftliches Vermögen nach dem Be-
wertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, bewertet sind oder Teil einer als 
solches bewerteten wirtschaftlichen Einheit sind, in der einem forstwirt-
schaftlichen Betrieb entsprechenden Weise auf Rechnung und Gefahr der 
dazu im eigenen Namen Berechtigten bewirtschaftet werden. Der Ge-
genbeweis ist für Zeiten, die länger als einen Monat von der Meldung 
(§ 16) des der Vermutung widersprechenden Sachverhaltes zurückliegen, 
unzulässig. Die Pflichtversicherung erstreckt sich nach Maßgabe der An-
lage 2 auch auf 

 1. Personen, die auf ihre Rechnung und Gefahr einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb im Sinne der Bestimmungen des Land-
arbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, führen oder auf deren Rechnung und 
Gefahr ein solcher Betrieb geführt wird. Dabei wird vermutet, daß 
Grundstücke, die als forstwirtschaftliches Vermögen nach dem Bewer-
tungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, bewertet sind oder Teil einer als solches 
bewerteten wirtschaftlichen Einheit sind, in der einem forstwirtschaftlichen 
Betrieb entsprechenden Weise auf Rechnung und Gefahr der dazu im eige-
nen Namen Berechtigten bewirtschaftet werden. Der Gegenbeweis ist für 
Zeiten, die länger als einen Monat von der Meldung (§ 16) des der Vermu-
tung widersprechenden Sachverhaltes zurückliegen, unzulässig. Die 
Pflichtversicherung erstreckt sich nach Maßgabe der Anlage 2 auch auf 

 a) unverändert.  a) unverändert. 
 b) den Buschenschank gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 GewO 1994 und  b) den Buschenschank gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 GewO 1994, 
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 c) Tätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 7 bis 9 GewO 1994, die nach ihrer 

wirtschaftlichen Zweckbestimmung in einem sachlichen Naheverhält-
nis zum land(forst)wirtschaftlichen Betrieb erfolgen, 

 c) Tätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 7 bis 9 GewO 1994, die nach ihrer 
wirtschaftlichen Zweckbestimmung in einem sachlichen Naheverhältnis 
zum land(forst)wirtschaftlichen Betrieb erfolgen, und 

  d) Tätigkeiten nach § 5 Abs. 5 lit. g des Landarbeitsgesetzes 1984, 
 soweit diese neben einer die Pflichtversicherung begründenden Be-
triebsführung ausgeübt werden. 

soweit diese neben einer die Pflichtversicherung begründenden Betriebs-
führung ausgeübt werden; 

  1a. die GesellschafterInnen einer offenen Gesellschaft und die unbeschränkt 
haftenden GesellschafterInnen einer Kommanditgesellschaft, sofern die 
Führung eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes im Sinne des Landar-
beitsgesetzes 1984 zum Unternehmensgegenstand der Gesellschaft zählt; 
Z 1 zweiter bis vierter Satz sind entsprechend anzuwenden. 

 2. bis 4. unverändert.  2. bis 4. unverändert. 
(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Pflichtversicherung in der Unfallversicherung Pflichtversicherung in der Unfallversicherung 
§ 3. (1) In der Unfallversicherung sind auf Grund dieses Bundesgesetzes, 

soweit es sich um natürliche Personen handelt, pflichtversichert: 
§ 3. (1) In der Unfallversicherung sind auf Grund dieses Bundesgesetzes, so-

weit es sich um natürliche Personen handelt, pflichtversichert: 
 1. die im § 2 Abs. 1 Z 1 bezeichneten Personen;  1. die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a bezeichneten Personen; 
 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Teilversicherung in der Krankenversicherung Teilversicherung in der Krankenversicherung 

§ 4. In der Krankenversicherung sind überdies auf Grund dieses Bundesge-
setzes pflichtversichert: 

§ 4. In der Krankenversicherung sind überdies auf Grund dieses Bundesgeset-
zes pflichtversichert: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. die im § 2 Abs. 1 Z 2 genannten Personen für die Dauer eines Präsenz- 

oder Ausbildungsdienstes auf Grund der Bestimmungen des Wehrgeset-
zes 1990, BGBl. Nr. 305, sofern nicht im Zeitpunkt des Antrittes des Prä-
senz- oder Ausbildungsdienstes ein Ausnahmegrund gemäß § 5 gegeben 
war; 

 2. die im § 2 Abs. 1 Z 2 genannten Personen für die Dauer eines Präsenz- 
oder Ausbildungsdienstes auf Grund des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I 
Nr. 146, sofern nicht im Zeitpunkt des Antrittes des Präsenz- oder Ausbil-
dungsdienstes ein Ausnahmegrund gemäß § 5 gegeben war; 

 3. unverändert.  3. unverändert. 
Teilversicherung in der Pensionsversicherung Teilversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 4a. In der Pensionsversicherung sind überdies pflichtversichert: § 4a. (1) In der Pensionsversicherung sind überdies pflichtversichert: 
 1. Personen, die nach dem Wehrgesetz 2001  1. Personen, die nach dem Wehrgesetz 2001 
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 a) Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten,  a) Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten, 
 b) Präsenzdienst als Zeitsoldat mit einem Verpflichtungszeitraum von 

mindestens einem Jahr leisten, 
 b) Präsenzdienst als Zeitsoldat mit einem Verpflichtungszeitraum von 

mindestens einem Jahr leisten, 
 wenn sie zuletzt nach diesem Bundesgesetz, nicht jedoch nach dem 

ASVG, GSVG oder FSVG pensionsversichert waren und nicht 
unter § 8 Abs. 1 Z 5 ASVG fallen; 

 wenn sie zuletzt nach diesem Bundesgesetz, nicht jedoch nach dem 
ASVG, GSVG oder FSVG pensionsversichert waren und nicht un-
ter § 8 Abs. 1 Z 5 ASVG fallen; 

 2. Personen, die auf Grund des Zivildienstgesetzes ordentlichen oder außer-
ordentlichen Zivildienst oder einen Auslandsdienst nach § 12b des Zivil-
dienstgesetzes leisten, wenn sie zuletzt nach diesem Bundesgesetz, nicht 
jedoch nach dem ASVG, GSVG oder FSVG pensionsversichert waren; 

 2. Personen, die auf Grund des Zivildienstgesetzes ordentlichen oder außer-
ordentlichen Zivildienst oder einen Auslandsdienst nach § 12b des Zivil-
dienstgesetzes leisten, wenn sie zuletzt nach diesem Bundesgesetz, nicht 
jedoch nach dem ASVG, GSVG oder FSVG pensionsversichert waren; 

 3. Personen, die Übergangsgeld nach diesem Bundesgesetz beziehen, wenn 
sie nicht nach § 2 Abs. 6 pflichtversichert sind; 

 3. Personen, die Übergangsgeld nach diesem Bundesgesetz beziehen, wenn 
sie nicht nach § 2 Abs. 6 pflichtversichert sind; 

 4. Personen, die ihr Kind (§ 107a Abs. 2) in den ersten 48 Kalendermonaten 
nach der Geburt oder im Fall einer Mehrlingsgeburt ihre Kinder in den 
ersten 60 Kalendermonaten nach der Geburt tatsächlich und überwiegend 
im Sinne des § 107a Abs. 4 bis 7 im Inland erziehen, wenn sie zuletzt 
nach diesem Bundesgesetz, nicht jedoch nach dem ASVG, GSVG oder 
FSVG pensionsversichert waren. 

 4. Personen, die ihr Kind (§ 107a Abs. 2) in den ersten 48 Kalendermonaten 
nach der Geburt oder im Fall einer Mehrlingsgeburt ihre Kinder in den ers-
ten 60 Kalendermonaten nach der Geburt tatsächlich und überwiegend im 
Sinne des § 107a Abs. 4 bis 7 im Inland erziehen, wenn sie zuletzt nach 
diesem Bundesgesetz, nicht jedoch nach dem ASVG, GSVG oder FSVG 
pensionsversichert waren. 

 (2) Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem pensionsversicherungs-
freien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, die 

  1. nach dem 31. Dezember 1954 geboren sind und vor dem 1. Jänner 2005 in 
das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis aufgenommen wurden; 

  2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie Dienst-
verhältnis aufgenommen wurden. 

Weiterversicherung in der Krankenversicherung Weiterversicherung in der Krankenversicherung 
§ 8. (1) unverändert. § 8. (1) unverändert. 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) Präsenz- oder Ausbildungsdienst auf Grund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1990 leistet, sofern infolge dieser Zeiten nicht schon 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach diesem Bundes-
gesetz besteht. 

 c) Präsenz- oder Ausbildungsdienst auf Grund des Wehrgesetzes 2001 
leistet, sofern infolge dieser Zeiten nicht schon Pflichtversicherung in 
der Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz besteht. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 
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Weiterversicherung in der Pensionsversicherung Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 9. (1) bis (3) unverändert. § 9. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-

rungsmonate erworben sein müssen, und die im Abs. 3 genannte Frist von sechs 
Monaten verlängern sich 

(4) Der im Abs. 1 genannte Zeitraum, in dem mindestens zwölf Versiche-
rungsmonate erworben sein müssen, und die im Abs. 3 genannte Frist von sechs 
Monaten verlängern sich 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 
 c) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der Be-

stimmungen des Wehrgesetzes 1990, 
 c) um Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des Wehr-

gesetzes 2001, 
 d) unverändert.  d) unverändert. 

(5) bis (9) unverändert. (5) bis (9) unverändert. 
Meldungen der Pflichtversicherten Meldungen der Pflichtversicherten 

§ 16. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 genannten Personen haben für sich selbst und 
für die im § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 bezeichneten Personen binnen einem Monat nach 
Eintritt der Voraussetzungen für die Pflichtversicherung beim Versicherungsträ-
ger eine Anmeldung zu erstatten und die angemeldeten Personen binnen einem 
Monat nach dem Ende der Pflichtversicherung abzumelden. 

§ 16. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a genannten Personen haben für sich 
selbst und für die im § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 bezeichneten Personen binnen einem 
Monat nach Eintritt der Voraussetzungen für die Pflichtversicherung beim Versi-
cherungsträger eine Anmeldung zu erstatten und die angemeldeten Personen binnen 
einem Monat nach dem Ende der Pflichtversicherung abzumelden. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 
Auskunftspflicht der Versicherten und der Leistungs(Zahlungs)empfänger Auskunftspflicht der Versicherten und der 

Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 
§ 20. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 genannten Personen sowie die Leistungsemp-

fänger bzw. Zahlungsempfänger (§ 71), im Falle einer Bevollmächtigung gemäß 
§ 16 Abs. 3 die Bevollmächtigten, haben dem Versicherungsträger auf Anfrage 
über alle Umstände, die für das Versicherungsverhältnis, die Anspruchsberechti-
gung sowie die Prüfung und Durchsetzung von Ansprüchen nach den §§ 178ff. 
maßgeblich sind, längstens binnen zwei Wochen wahrheitsgemäß Auskunft zu 
erteilen. Sie haben innerhalb derselben Frist auf Verlangen des Versicherungsträ-
gers auch alle Belege und Aufzeichnungen, die für diese Umstände von Bedeu-
tung sind, zur Einsicht vorzulegen. Insbesondere haben sie alle für die Feststel-
lung der Beiträge erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die darauf bezüglichen 
Bescheide der Finanzbehörde und sonstige Einkommensnachweise zur Einsicht 
vorzulegen. 

§ 20. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a genannten Personen sowie die Leis-
tungsempfänger bzw. Zahlungsempfänger (§ 71), im Falle einer Bevollmächtigung 
gemäß § 16 Abs. 3 die Bevollmächtigten, haben dem Versicherungsträger auf An-
frage über alle Umstände, die für das Versicherungsverhältnis, die Anspruchsbe-
rechtigung sowie die Prüfung und Durchsetzung von Ansprüchen nach den 
§§ 178ff. maßgeblich sind, längstens binnen zwei Wochen wahrheitsgemäß Aus-
kunft zu erteilen. Sie haben innerhalb derselben Frist auf Verlangen des Versiche-
rungsträgers auch alle Belege und Aufzeichnungen zur Einsicht vorzulegen oder 
den gehörig ausgewiesenen Bediensteten des Versicherungsträgers während dessen 
Amtsstunden Einsicht in alle Geschäftsbücher, Belege und sonstige Aufzeichnun-
gen an ihrem Betriebssitz oder an einem gemeinsam vereinbarten Ort zu gewähren, 
sofern diese Unterlagen für das Versicherungsverhältnis von Bedeutung sind. Ins-
besondere haben sie alle für die Feststellung der Beiträge erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und die darauf bezüglichen Bescheide der Finanzbehörde und sonstige 
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Einkommensnachweise zur Einsicht vorzulegen. 

(2) Ist zur Ermittlung der Beitragsgrundlage nicht oder nicht ausschließlich 
der Versicherungswert maßgeblich, so haben die im § 2 Abs. 1 Z 1 genannten 
Personen, 

(2) Ist zur Ermittlung der Beitragsgrundlage nicht oder nicht ausschließlich 
der Versicherungswert maßgeblich, so haben die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a genann-
ten Personen, 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. deren Beitragsgrundlage nach § 23 Abs. 4b bis 4e zu bilden ist, die Ein-

nahmen, die sich aus den Aufzeichnungen nach § 20a ergeben, bis spä-
testens 31. März des dem Beitragsjahr folgenden Kalenderjahres bekannt 
zu geben. 

 2. deren Beitragsgrundlage nach § 23 Abs. 4b bis 4e zu bilden ist, die Ein-
nahmen, die sich aus den Aufzeichnungen nach § 20a ergeben, bis spätes-
tens 30. April des dem Beitragsjahr folgenden Kalenderjahres bekannt zu 
geben. 

(3) Kommt eine im Abs. 1 und 2 genannte Person ihrer Verpflichtung zur 
Vorlage des Einkommensteuerbescheides und der sonstigen Einkommensnach-
weise oder einer Aufforderung zur Vorlage von sonstigen Bescheiden der Fi-
nanzbehörden nicht rechtzeitig nach, so hat sie, solange sie dieser Pflicht nicht 
nachkommt, unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 einen von der Höchstbei-
tragsgrundlage (§ 23 Abs. 9) zu bemessenden Beitrag zu leisten. Die Höhe der 
Beitragsgrundlage gemäß § 23 wird hiedurch nicht berührt. 

(3) Kommt eine im Abs. 1 und 2 genannte Person ihrer Verpflichtung zur Vor-
lage des Einkommensteuerbescheides und der sonstigen Einkommensnachweise 
oder einer Aufforderung zur Vorlage von sonstigen Bescheiden der Finanzbehör-
den nicht rechtzeitig nach oder vereitelt sie die Prüfung von Unterlagen durch Be-
dienstete des Versicherungsträgers an ihrem Betriebssitz oder an einem gemeinsam 
vereinbarten Ort, so hat sie, solange sie dieser Pflicht nicht nachkommt, unbescha-
det der Bestimmungen des Abs. 4 einen von der Höchstbeitragsgrundlage (§ 23 
Abs. 9) zu bemessenden Beitrag zu leisten. Die Höhe der Beitragsgrundlage gemäß 
§ 23 wird hiedurch nicht berührt. 

(4) bis (7) unverändert. (4) bis (7) unverändert. 
 (8) EigentümerInnen eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes oder einer 

land(forst)wirtschaftlichen Fläche im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984 haben 
auf Anfrage des Versicherungsträgers binnen zwei Wochen hinsichtlich dieser 
Betriebs- oder Flächenbewirtschaftung Folgendes mitzuteilen: 

  1. das jeweilige Flächenausmaß und die jeweilige Kulturart; 
  2. ob Eigenbewirtschaftung oder eine Überlassung an dritte Personen vor-

liegt; 
  3. im Fall einer Überlassung nach Z 2 den Namen und die Anschrift der be-

wirtschaftenden Person sowie den Rechtstitel für die jeweilige Bewirt-
schaftung. 

Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 
§ 23. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge in der Kranken- und 

Pensionsversicherung ist für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicherten nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

§ 23. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge in der Kranken- und Pen-
sionsversicherung ist für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a Pflichtversicherten nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
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Treffen mehrere dieser Beitragsgrundlagen zusammen, so ist deren Summe für 
die Ermittlung der Beitragsgrundlage des Pflichtversicherten maßgebend (monat-
liche Beitragsgrundlage). 

Treffen mehrere dieser Beitragsgrundlagen zusammen, so ist deren Summe für die 
Ermittlung der Beitragsgrundlage des Pflichtversicherten maßgebend (monatliche 
Beitragsgrundlage). 

(1a) Wird bei einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ein Einheitswert des 
land(forst)wirtschaftlichen Vermögens nach den §§ 29 bis 50 BewG 1955 festge-
stellt, so kann der Betriebsführer (§ 2 Abs. 1 Z 1) beantragen, dass an Stelle des 
Versicherungswertes (Abs. 2) als Beitragsgrundlage die im Einkommensteuerbe-
scheid ausgewiesenen Einkünfte heranzuziehen sind (Beitragsgrundlagenoption). 
Der Antrag ist bis zum 31. März des dem Beitragsjahr folgenden Jahres zu stel-
len, ab dem die Beitragsgrundlagenoption wirksam werden soll. Ein solcher An-
trag kann nur widerrufen werden, wenn eine Änderung in der Führung des 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes eintritt. Führen mehrere Personen ein- und 
denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung und 
Gefahr, bedarf der Optionsantrag der Zustimmung aller Betriebsführer. 

(1a) Wird bei einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ein Einheitswert des 
land(forst)wirtschaftlichen Vermögens nach den §§ 29 bis 50 BewG 1955 festge-
stellt, so kann der Betriebsführer (§ 2 Abs. 1 Z 1) beantragen, dass an Stelle des 
Versicherungswertes (Abs. 2) als Beitragsgrundlage die im Einkommensteuerbe-
scheid ausgewiesenen Einkünfte heranzuziehen sind (Beitragsgrundlagenoption). 
Der Antrag ist bis zum 30. April des dem Beitragsjahr folgenden Jahres zu stellen, 
ab dem die Beitragsgrundlagenoption wirksam werden soll. Ein solcher Antrag 
kann nur widerrufen werden, wenn eine Änderung in der Führung des 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes eintritt. Führen mehrere Personen ein- und 
denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung und Ge-
fahr, bedarf der Optionsantrag der Zustimmung aller Betriebsführer. 

(1b) Werden Einkünfte auf Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 1 Z 1 letzter Satz erzielt, so sind auf Antrag des Betriebsführers (§ 2 Abs. 1 
Z 1) für mindestens ein Beitragsjahr an Stelle der Beitragsgrundlage nach Abs. 4b 
als Beitragsgrundlage die im Einkommensteuerbescheid enthaltenen Einkünfte 
heranzuziehen. Der Antrag ist bis zum 31. März des dem Beitragsjahr folgenden 
Jahres zu stellen, ab dem diese Beitragsgrundlage wirksam werden soll. Der Wi-
derruf eines solchen Antrages ist bis zum 31. März des dem Beitragsjahr folgen-
den Jahres zu stellen, ab dem er wirksam werden soll. Führen mehrere Personen 
ein- und denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung 
und Gefahr, bedürfen sowohl der Antrag als auch der Widerruf der Zustimmung 
aller Betriebsführer. 

(1b) Werden Einkünfte auf Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 1 Z 1 letzter Satz erzielt, so sind auf Antrag des Betriebsführers (§ 2 Abs. 1 
Z 1) für mindestens ein Beitragsjahr an Stelle der Beitragsgrundlage nach Abs. 4b 
als Beitragsgrundlage die im Einkommensteuerbescheid enthaltenen Einkünfte 
heranzuziehen. Der Antrag ist bis zum 30. April des dem Beitragsjahr folgenden 
Jahres zu stellen, ab dem diese Beitragsgrundlage wirksam werden soll. Der Wider-
ruf eines solchen Antrages ist bis zum 30. April des dem Beitragsjahr folgenden 
Jahres zu stellen, ab dem er wirksam werden soll. Führen mehrere Personen ein- 
und denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung und 
Gefahr, bedürfen sowohl der Antrag als auch der Widerruf der Zustimmung aller 
Betriebsführer. 

(2) bis (8) unverändert (2) bis (8) unverändert 
(9) Die Beitragsgrundlage darf die Höchstbeitragsgrundlage nicht über-

schreiten. Höchstbeitragsgrundlage ist 
(9) Die Beitragsgrundlage darf die Höchstbeitragsgrundlage nicht überschrei-

ten. Höchstbeitragsgrundlage ist 
 a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und § 2 Abs. 1 Z 3 Pflichtversicherten 

der gemäß § 48 und § 53 a des Gewerblichen Sozialversicherungsge-
setzes jeweils festgesetzte Betrag; 

 a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a und § 2 Abs. 1 Z 3 Pflichtversi-
cherten der gemäß § 48 und § 53 a des Gewerblichen Sozialversiche-
rungsgesetzes jeweils festgesetzte Betrag; 

 b) und c) unverändert.  b) und c) unverändert. 
(10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens (10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens 

 a) für die nach § 2 Abs. 1 Z 1 oder 3 Pflichtversicherten mit Ausnahme  a) für die nach § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a oder 3 Pflichtversicherten mit Aus-
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der in lit. c genannten Versicherten monatlich nahme der in lit. c genannten Versicherten monatlich 

 b) bis e) unverändert.  b) bis e) unverändert. 
(10a) bis (12) unverändert. (10a) bis (12) unverändert. 

Beitragsgrundlage in besonderen Fällen Beitragsgrundlage in besonderen Fällen 
§ 23a. Beitragsgrundlage für die nach § 4a Z 1 lit. a, 2 und 4 Pflichtversi-

cherten ist der Betrag von 1 350 €, Beitragsgrundlage für die nach § 4a Z 3 
Pflichtversicherten ist das Übergangsgeld. Beitragsgrundlage für die nach § 4a 
Z 1 lit. b pflichtversicherten Zeitsoldaten mit einem Verpflichtungszeitraum von 
mindestens einem Jahr sind 133 % des Monatsgeldes, der Dienstgradzulage, der 
Monatsprämie, der Einsatzvergütung, der Belastungs- und Ausbildnervergütung 
sowie der Anerkennungsprämie. An die Stelle des Betrages von 1 350 € tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, der unter Bedachtnahme 
auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

§ 23a. Beitragsgrundlage für die nach § 4a Z 1 lit. a, 2 und 4 Pflichtversicher-
ten ist der Betrag von 1 350 €, Beitragsgrundlage für die nach § 4a Z 3 Pflichtversi-
cherten ist das Übergangsgeld. Beitragsgrundlage für die nach § 4a Z 1 lit. b 
pflichtversicherten Zeitsoldaten mit einem Verpflichtungszeitraum von mindestens 
einem Jahr sind 133 % des Monatsgeldes, der Dienstgradzulage, der Monatsprämie, 
der Einsatzvergütung, der Belastungs- und Ausbildnervergütung sowie der Aner-
kennungsprämie. An die Stelle des im ersten Satz genannten Betrages tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2006, der unter Bedachtnahme 
auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

Beiträge zur Krankenversicherung während der Leistung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes 

Beiträge zur Krankenversicherung während der Leistung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes 

§ 25. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 
Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ruht die Beitragspflicht des Versicherten. 

§ 25. (1) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 ruht die Beitragspflicht des Versicherten. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
(3) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der Be-

stimmungen des Wehrgesetzes 1990 hat der Versicherte keine Beiträge zu einer 
von ihm eingegangenen Weiterversicherung zu entrichten. In diesem Fall ist 
Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(3) Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 hat der Versicherte keine Beiträge zu einer von ihm eingegan-
genen Weiterversicherung zu entrichten. In diesem Fall ist Abs. 2 entsprechend 
anzuwenden. 

Beiträge zur Weiterversicherung in der Pensionsversicherung Beiträge zur Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 
§ 28. (1) bis (5) unverändert. § 28. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Weiterversicherte nach § 9, die aus der Pflichtversicherung ausgeschie-

den sind, um einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze unter gänzlicher Be-
anspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, haben nur 
einen Beitragsteil in der Höhe von 10,25 % der Beitragsgrundlage selbst zu tra-
gen; der verbleibende Beitragsteil in der Höhe von 12,55 % der Beitragsgrundla-
ge ist aus Mitteln des Bundes zu tragen. Eine solche Beitragstragung durch den 
Bund kommt pro Pflegefall nur für eine einzige Person in Betracht und erfolgt 

(6) Für Weiterversicherte nach § 9, die aus der Pflichtversicherung ausge-
schieden sind, um einen nahen Angehörigen oder eine nahe Angehörige mit An-
spruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflege-
geldgesetzes oder nach den Landespflegegeldgesetzen unter gänzlicher Beanspru-
chung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung zu pflegen, sind die Beiträge zur 
Gänze aus Mitteln des Bundes zu tragen. Eine solche Beitragstragung durch den 
Bund kommt pro Pflegefall nur für eine einzige Person in Betracht und erfolgt auch 
während eines zeitweiligen stationären Pflegeaufenthaltes der pflegebedürftigen 
Person. 
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auch während eines zeitweiligen stationären Pflegeaufenthaltes der pflegebedürf-
tigen Person. 

(7) Abweichend von Abs. 6 trägt der Bund für insgesamt längstens 
48 Kalendermonate je Pflegefall 

(7) Aufgehoben. 

 1. auch 50 % des auf die versicherte Person entfallenden Beitragsteiles, 
wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf 
Pflegegeld in Höhe der Stufe 4 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze gepflegt 
wird, oder 

 

 2. die Beiträge zur Gänze, wenn ein naher Angehöriger (eine nahe Angehö-
rige) mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 5 nach 
§ 5 des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der 
Landespflegegeldgesetze gepflegt wird. 

 

Der Lauf der im ersten Satz genannten Frist wird für die Dauer des Wegfalles des 
Anspruches auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 4 gehemmt. 

 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge 
§ 33. (1) Die Beiträge der gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und § 3 Abs. 1 Z 1 Pflicht-

versicherten und die Beiträge für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 Pflichtversicher-
ten sind vierteljährlich im nachhinein vorzuschreiben (Vorschreibezeitraum). Sie 
sind mit dem Ablauf des Monates fällig, das dem Ende des Vorschreibezeitrau-
mes folgt. Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann auch eine halbjährli-
che oder jährliche Vorschreibung der Beiträge für die gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 
Pflichtversicherten vorgesehen werden, wenn dies der Verwaltungsvereinfachung 
dient und mit den wirtschaftlichen Interessen der Versicherten vereinbar ist. Wer-
den Beiträge auf Grund einer nachträglichen Feststellung der Einkünfte des Ver-
sicherten durch die Finanzbehörden (§ 23 Abs. 4) vorgeschrieben, sind sie mit 
Ablauf des Monates fällig, das der Vorschreibung folgt. Beiträge für Einnahmen 
auf Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz sind am 
Ende des Kalendermonates, in dem die Vorschreibung erfolgt, fällig. Die Vor-
schreibung der Beiträge hat spätestens mit der dritten Quartalsvorschreibung in 
dem dem jeweiligen Beitragsjahr folgenden Jahr zu erfolgen. 

§ 33. (1) Die Beiträge der gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a und § 3 Abs. 1 Z 1 
Pflichtversicherten und die Beiträge für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 Pflichtver-
sicherten sind vierteljährlich im nachhinein vorzuschreiben (Vorschreibezeitraum). 
Sie sind mit dem Ablauf des Monates fällig, das dem Ende des Vorschreibezeit-
raumes folgt. Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann auch eine halbjähr-
liche oder jährliche Vorschreibung der Beiträge für die gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 
Pflichtversicherten vorgesehen werden, wenn dies der Verwaltungsvereinfachung 
dient und mit den wirtschaftlichen Interessen der Versicherten vereinbar ist. Wer-
den Beiträge auf Grund einer nachträglichen Feststellung der Einkünfte des Versi-
cherten durch die Finanzbehörden (§ 23 Abs. 4) vorgeschrieben, sind sie mit Ab-
lauf des Monates fällig, das der Vorschreibung folgt. Beiträge für Einnahmen auf 
Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz sind am Ende 
des Kalendermonates, in dem die Vorschreibung erfolgt, fällig. Die Vorschreibung 
der Beiträge hat spätestens mit der dritten Quartalsvorschreibung in dem dem je-
weiligen Beitragsjahr folgenden Jahr zu erfolgen. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 
Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung Nachentrichtung verjährter Beiträge zur Pensionsversicherung 

§ 39a. (1) unverändert. § 39a. (1) unverändert. 
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(2) Die nach Abs. 2 vorzuschreibenden Beiträge sind mit dem Produkt der 

Aufwertungszahlen nach dem APG für den Zeitraum ab der ursprünglichen Fäl-
ligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen. 

(2) Die nach Abs. 1 vorzuschreibenden Beiträge sind für den Zeitraum ab der 
ursprünglichen Fälligkeit bis zur Vorschreibung zu vervielfachen, und zwar mit 
dem Produkt der Aufwertungszahlen nach Anlage 2 zum APG; ab dem Jahr 2006 
ist die Reihe dieser Aufwertungszahlen um die Aufwertungszahlen nach § 45 zu 
ergänzen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-

dienstes 
Ruhen der Leistungsansprüche bei Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs-

dienstes 
§ 55. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund der 

Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ruht der Anspruch des Versicherten auf 
Leistungen der Krankenversicherung für seine Person. 

§ 55. Für die Dauer des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes auf Grund des 
Wehrgesetzes 2001 ruht der Anspruch des Versicherten auf Leistungen der Kran-
kenversicherung für seine Person. 

Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 
§ 107. (1) Als Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 gelten, soweit sie nicht 

als Beitragszeiten anzusehen sind: 
§ 107. (1) Als Ersatzzeiten vor dem 1. Jänner 2005 gelten, soweit sie nicht als 

Beitragszeiten anzusehen sind: 
 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. Zeiten, in denen der Versicherte auf Grund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1990 Präsenz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen 
Zeiten der Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes - oder auf Grund der Bestimmungen des Zi-
vildienstgesetzes ordentlichen oder außerordentlichen Zivildienst geleis-
tet hat; 

 3. Zeiten, in denen der Versicherte auf Grund des Wehrgesetzes 2001 Prä-
senz- oder Ausbildungsdienst - ausgenommen Zeiten der Pflichtversiche-
rung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - 
oder auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlichen 
oder außerordentlichen Zivildienst geleistet hat; 

 4. bis 7. unverändert.  4. bis 7. unverändert. 
(2) bis (10) unverändert. (2) bis (10) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 
§ 118b. (1) bis (3) unverändert. § 118b. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß 

§ 13 des Bundesbezügegesetzes, BGBl.I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß der Antrag gemäß Abs. 2 binnen sechs Monaten nach dem Ende des 
Anspruches auf Bezüge oder auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügege-
setz für den gesamten Zeitraum der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundes-
bezügegesetzes gestellt werden kann. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl.I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder auf 
Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum der 
Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden kann. 
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Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 

und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pen-
sionsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 

Leistungszugehörigkeit des Versicherten und Berücksichtigung von Zeiten 
und Beiträgen bei Erwerb von Versicherungsmonaten auch in anderen Pensi-

onsversicherungen (Wanderversicherung, Mehrfachversicherung) 
§ 120. (1) bis (3) unverändert. § 120. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 (4) Für die Anwendung der Abs. 1 bis 3 

 a) unverändert.  a) unverändert. 
 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 

zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 
 b) sind Versicherungsmonate, die sich zeitlich decken, nur einfach zu 

zählen, wobei folgende Reihenfolge gilt: 
 - Beitragsmonat der Pflichtversicherung und Beitragsmonat nach § 115 

Abs. 1 Z 2 des GewerblichenSozialversicherungsgesetzes, 
 - Beitragsmonat der Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit 

und Beitragsmonat nach § 115 Abs. 1 Z 2 GSVG, 
 - leistungswirksamer Ersatzmonat mit Ausnahme von Ersatzmonaten 

gemäß § 107 a oder § 107 b, 
 - leistungswirksamer Ersatzmonat - mit Ausnahme von Ersatzmonaten 

nach den §§ 107a und 107b - sowie Monat der Pflichtversicherung nach 
§ 4a, 

 - Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung,  - Beitragsmonat der freiwilligen Versicherung, 
 - Ersatzmonat gemäß § 107 a oder § 107 b,  - Ersatzmonat nach den §§ 107a und 107b, 
 - leistungsunwirksamer Ersatzmonat;  - leistungsunwirksamer Ersatzmonat; 
 bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge:  bei Versicherungsmonaten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge: 
 - Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge-

setz, 
 - Pensionsversicherung nach dem ASVG, 

 - Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsge-
setz, 

 - Pensionsversicherung nach dem GSVG, 

 - Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz.  - Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz. 
(5) bis (8) unverändert. (5) bis (8) unverändert. 

Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen Besondere Höherversicherung für erwerbstätige PensionsbezieherInnen 
§ 134. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension eine die Pflichtversi-

cherung nach diesem Bundesgesetz oder dem ASVG oder dem GSVG begrün-
dende Erwerbstätigkeit ausgeübt, so gebührt dem (der) Versicherten ein besonde-
rer Höherversicherungsbetrag, der nach Abs. 2 zu berechnen ist. 

§ 134. (1) Wird neben dem Bezug einer Alterspension ab dem Monatsersten 
nach Erreichung des Regelpensionsalters eine die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz oder dem ASVG oder dem GSVG begründende Erwerbstätigkeit 
ausgeübt, so gebührt dem (der) Versicherten ein besonderer Höherversicherungsbe-
trag, der nach Abs. 2 zu berechnen ist. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des Re-
gelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als Monatserster 
im Sinne des ersten Satzes. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
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Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 140. (1) bis (3) unverändert. § 140. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis n) unverändert.  a) bis n) unverändert. 
 o) das Kinderbetreuungsgeld nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz.  o) das Kinderbetreuungsgeld nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz; 
  p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 

EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht überstei-
gen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag, gerundet auf 
volle Euro; 

(5) bis (12) unverändert. (5) bis (12) unverändert. 
Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen 

§ 142. (1) bis (4) unverändert. § 142. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Eine Anrechnung nach Abs. 1 erfolgt nicht, wenn die Ehe aus dem Ver-

schulden des anderen Ehegatten geschieden wurde, eine Unterhaltsleistung aus 
dieser Scheidung auf Grund eines Unterhaltsverzichtes nicht erbracht wird und 
dieser Verzicht spätestens 10 Jahre vor dem Stichtag abgegeben wurde. 

(5) Aufgehoben. 

Bestellung der VersicherungsvertreterInnen Bestellung der VersicherungsvertreterInnen 
§ 186. (1) bis (2b) unverändert. § 186. (1) bis (2b) unverändert. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit hat die in Betracht kommenden ent-

sendeberechtigten Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemesse-
nen Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. Im Falle der 
Säumigkeit einer entsendeberechtigten Stelle hat der Bundesminister für Gesund-
heit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu-
mentenschutz nach dem System d´Hondt unter Zugrundelegung der Mandatser-
gebnisse der Wahl zum jeweils satzungsgebenden Organ unter Anwendung von 
Abs. 2 zweiter und dritter Satz zu bestellen, ohne an einen Vorschlag gebunden 
zu sein. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit hat die in Betracht kommenden ent-
sendeberechtigten Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemessenen 
Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. Im Falle der Säu-
migkeit einer entsendeberechtigten Stelle hat der Bundesminister für Gesundheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz nach dem System d´Hondt unter Zugrundelegung der Mandatsergebnisse der 
Wahl zum jeweils satzungsgebenden Organ unter Anwendung von Abs. 2a fünfter 
und sechster Satz zu bestellen, ohne an einen Vorschlag gebunden zu sein. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
(5) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus, so hat die Stel-

le, die den Ausgeschiedenen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
(5) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus, so hat die Stelle, 

die den Ausgeschiedenen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues Mit-
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Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis zur Bestellung des neuen 
Mitgliedes gilt Abs. 5 zweiter Satz. Ist die Bestellung des neuen Mitgliedes 
(Stellvertreters) durch eine Enthebung des ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellver-
treters) von seinem Amt (§ 188) erforderlich geworden und tritt nachträglich die 
Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen 
Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Bestellung des neuen Mitgliedes (Stell-
vertreters). 

glied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis zur Bestellung des neuen Mit-
gliedes gilt Abs. 4 zweiter Satz. Ist die Bestellung des neuen Mitgliedes (Stellver-
treters) durch eine Enthebung des ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellvertreters) von 
seinem Amt (§ 188) erforderlich geworden und tritt nachträglich die Entscheidung 
über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die 
rechtlichen Wirkungen der Bestellung des neuen Mitgliedes (Stellvertreters). 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers 
§ 195. (1) unverändert. § 195. (1) unverändert. 
(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung des Versicherungs-

trägers übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis eine Be-
scheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Vertretungsbefugnis natürlicher Personen wird durch eine Bescheini-
gung der Aufsichtsbehörde oder einen Auszug aus dem die sonstigen Betroffenen 
erfassenden Teil des Ergänzungsregisters (§ 6 Abs. 4 in Verbindung mit § 2 Z 7 des 
E-Government-Gesetzes, BGBl. I Nr. 10/2004) nachgewiesen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 207. (1) bis (2) unverändert. § 207. (1) bis (2) unverändert. 
(2a) Die Genehmigung nach Abs. 3 ist nicht erforderlich, wenn (2a) Die Genehmigung nach Abs. 1a ist nicht erforderlich, wenn 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
(3) unverändert. (3) unverändert. 

Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen 
§ 217. (1) unverändert. § 217. (1) unverändert. 
(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 

Maßgabe des Abs. 4 folgende Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen 
(§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 
Maßgabe des Abs. 4 folgende Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen 
(§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von 
Einkünften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit 
enthält, haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem Versiche-
rungsträger nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die dem 
Bescheid zugrundeliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren Beitragsgrundlage 
gemäß der Anlage 2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie Abs. 1a zu bilden ist, unter 
Angabe des Namens (Familenname und Vorname), der Anschrift, des Geburtsda-

Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von Ein-
künften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit enthält, 
haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem Versicherungsträger 
nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die dem Bescheid zugrun-
deliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren Beitragsgrundlage gemäß der Anlage 
2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie Abs. 1a oder 1b zu bilden ist, unter Angabe des 
Namens (Familenname und Vorname), der Anschrift, des Geburtsdatums und der 
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tums und der Versicherungsnummer des Steuerpflichtigen sowie des Namens und 
der Anschrift eines allfälligen Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird 
im Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a ein Einkommensteu-
erbescheid mangels eines einkommensteuerrechtlich maßgeblichen Einkommens 
nicht erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies dem Versicherungsträger 
mitzuteilen. 

Versicherungsnummer des Steuerpflichtigen sowie des Namens und der Anschrift 
eines allfälligen Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a oder 1b ein Einkommensteuerbe-
scheid mangels eines einkommensteuerrechtlich maßgeblichen Einkommens nicht 
erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies dem Versicherungsträger mitzuteilen. 

(2a) bis (4) unverändert. (2a) bis (4) unverändert. 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der Wit-

wen(Witwer)pension 
§ 217b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 

Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 217b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach Dienst-
gebern zu übermitteln: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 

Abs. 1 bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten zwei Ka-
lenderjahren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

 2. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) des (der) Verstorbenen in den letzten vier Kalenderjah-
ren vor dem Zeitpunkt seines (ihres) Todes. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen 

Übermittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der 
technischen und organisatorischen Möglichkeiten zu bestimmen. 

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der Zeitpunkt der erstmaligen Über-
mittlung sind vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Maßgabe der techni-
schen und organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 
(34. Novelle) 

 § 317. (1) Es treten in Kraft: 
  1. mit 1. Juli 2009 die §§ 2 Abs. 1 Z 1 und 1a, 3 Abs. 1 Z 1, 4 Z 2, 8 Abs. 1 

lit. c, 9 Abs. 4 lit. c, 16 Abs. 1, 20 Überschrift sowie Abs. 1 bis 3 und 8, 23 
Abs. 1, 1a, 1b sowie Abs. 9 lit. a und Abs. 10 lit. a, 23a, 25 Abs. 1 und 3, 
28 Abs. 6, 33 Abs. 1, 39a Abs. 2, 55, 107 Abs. 1 Z 3, 120 Abs. 4 lit. b, 134 
Abs. 1, 186 Abs. 3 und 5, 195 Abs. 2, 207 Abs. 2a, 217 Abs. 2, 217b 
Abs. 1 und 3 sowie Anlage 2 Z 3.1 und Z 10 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. xx/2009; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 § 140 Abs. 4 lit. o und p in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 
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  3. rückwirkend mit 18. April 2008 § 118b Abs. 4 in der Fassung des Bundes-

gesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 
  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 § 4a in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx/2009. 
 (2) Die §§ 28 Abs. 7 und 142 Abs. 5 treten mit Ablauf des 30. Juni 2009 außer 

Kraft. 

Anlage 2 Anlage 2 
Beitragsrechtliche Zuordnung gemäß § 23 von Einkommen aus land- und 

forstwirtschaftlichen Unternehmertätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 
Beitragsrechtliche Zuordnung gemäß § 23 von Einkommen aus land- und 

forstwirtschaftlichen Unternehmertätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 
Versicherungstatbestand Beitragsgrundlage Versicherungstatbestand Beitragsgrundlage 
1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert.  

3. Nebengewerbe der Land- und 
Forstwirtschaft gemäß § 2 Abs. 4 
GewO 1994: 

 3. Nebengewerbe der Land- und 
Forstwirtschaft gemäß § 2 Abs. 4 
GewO 1994: 

 

 3.1 Be- und Verarbeitung 
überwiegend eigener Na-
turprodukte sowie Most-
buschenschank unter 
Anwendung eines einma-
ligen Freibetrages von 
3 700 € jährlich 

§ 23 Abs. 1 Z 3  3.1 Be- und Verarbeitung 
überwiegend eigener Na-
turprodukte sowie Most-
buschenschank und Tä-
tigkeiten nach § 2 Abs. 4 
Z 10 GewO 1994 (Alm-
ausschank) unter Anwen-
dung eines einmaligen 
Freibetrages von 3 700 € 
jährlich 

§ 23 Abs. 1 Z 3 

 3.1. bis 3.5. unverändert.   3.1. bis 3.5. unverändert.  
4. bis 9. unverändert.  4. bis 9. unverändert.  
  10. Tätigkeiten nach § 5 Abs. 5 

lit. g des Landarbeitsgesetzes 1984
§ 23 Abs. 1 Z 3 
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Artikel 4 
Änderung des Allgemeinen Pensionsgesetzes (5. Novelle zum APG) 

Wegfall der Alterspension Wegfall der Alterspension 
§ 9. (1) Die Korridorpension (§ 4 Abs. 2) und die Schwerarbeitspension (§ 4 

Abs. 3) fallen in dem Zeitraum weg, in dem die leistungsbeziehende Person vor 
Erreichung des Regelpensionsalters eine Erwerbstätigkeit ausübt, die eine 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung begründet oder aus der sie ein 
Erwerbseinkommen bezieht, welches das nach § 5 Abs. 2 ASVG jeweils in Be-
tracht kommende Monatseinkommen übersteigt. Dies gilt nicht für Zeiträume, in 
denen eine Pflichtversicherung nach § 4 Abs. 6 Z 1 bis 4 besteht. Als Zeiten einer 
Erwerbstätigkeit im Sinne des ersten Satzes gelten auch Zeiten des Bezuges einer 
Ersatzleistung für Urlaubsentgelt. 

§ 9. (1) Die Korridorpension (§ 4 Abs. 2) und die Schwerarbeitspension (§ 4 
Abs. 3) fallen in dem Zeitraum weg, in dem die leistungsbeziehende Person vor 
dem Monatsersten nach der Erreichung des Regelpensionsalters eine Erwerbstätig-
keit ausübt, die eine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung begründet 
oder aus der sie ein Erwerbseinkommen bezieht, welches das nach § 5 Abs. 2 
ASVG jeweils in Betracht kommende Monatseinkommen übersteigt. Dies gilt nicht 
für Zeiträume, in denen eine Pflichtversicherung nach § 4 Abs. 6 Z 1 bis 4 besteht. 
Als Zeiten einer Erwerbstätigkeit im Sinne des ersten Satzes gelten auch Zeiten des 
Bezuges einer Ersatzleistung für Urlaubsentgelt. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung 
des Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als Mo-
natserster im Sinne des ersten Satzes. 

(2) Bei Erreichung des Regelpensionsalters ist die Leistung von Amts wegen 
neu festzustellen und dabei für jeden Monat, in dem die Korridorpension (§ 4 
Abs. 2) weggefallen ist, um 0,55 % und für jeden Monat, in dem die Schwerar-
beitspension (§ 4 Abs. 3) weggefallen ist, um 0,312 % zu erhöhen. 

(2) Zum Monatsersten nach der Erreichung des Regelpensionsalters ist die 
Leistung von Amts wegen neu festzustellen und dabei für jeden Monat, in dem die 
Korridorpension (§ 4 Abs. 2) weggefallen ist, um 0,55 % und für jeden Monat, in 
dem die Schwerarbeitspension (§ 4 Abs. 3) weggefallen ist, um 0,312 % zu erhö-
hen. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des Regelpensionsalters selbst auf einen 
Monatsersten, so gilt dieser Tag als Monatserster im Sinne des ersten Satzes. 

Anlage 2 Anlage 2 
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Jahr Aufwertungs-

zahl 
Berwertung 
der Zeiten 
für Kinder-
erziehung 
sowie Prä-
senz- bzw. 
Zivildienst 

Konto-
prozentsatz 

Bewertung der Stu-
dien- und Schulzeiten 

Jahr Aufwertungs-
zahl 

Berwertung 
der Zeiten 
für Kinde-
rer-ziehung 
sowie Prä-
senz- und 
Ausbildungs-
dienst bzw. 
Zivildienst 

Konto-
prozentsatz 

Bewertung der Stu-
dien- und Schulzeiten 

  mtl. tgl.  Studienzeiten Schul-
zeiten 

  mtl. tgl.  Studienzeiten Schul-
zeiten 

       1950 1,146 44,33 1,48 1,78 79,47 39,73 
       1951 1,275 56,52 1,88 1,78 101,33 50,65 
       1952 1,136 64,21 2,14 1,78 115,11 57,54 
       1953 0,993 63,76 2,13 1,78 114,30 57,14 
       1954 1,026 65,42 2,18 1,78 117,27 58,63 
       1955 1,025 67,06 2,24 1,78 120,20 60,10 
ab 1956 unverändert.      ab 1956 unverändert.      

 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 
(5. Novelle) 

 § 21. § 9 Abs. 1 und 2 sowie die Anlage 2 samt Überschrift in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 treten mit 1. Juli 2009 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes (35. Novelle zum B-KUVG) 

Versicherungspflicht in der Kranken- und Unfallversicherung Versicherungspflicht in der Kranken- und Unfallversicherung 
§ 1. (1) In der Kranken- und Unfallversicherung sind, sofern nicht eine Aus-

nahme nach den §§ 2 oder 3 gegeben ist, versichert: 
§ 1. (1) In der Kranken- und Unfallversicherung sind, sofern nicht eine Aus-

nahme nach den §§ 2 oder 3 gegeben ist, versichert: 
 1. bis 17. b)unverändert.  1. bis 17. b)unverändert. 
 18. Personen, die auf Grund eines Dienstverhältnisses nach Z 17 oder Z 22, 

einer Tätigkeit nach Z 19 oder einem Arbeitsverhältnis nach Z 21 
 18. Personen, die auf Grund eines Dienstverhältnisses nach Z 17 oder Z 22, 

einer Tätigkeit nach Z 19 oder Z 23 oder einem Arbeitsverhältnis nach 
Z 21 
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 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 

solange sie ihren Wohnsitz im Inland haben; solange sie ihren Wohnsitz im Inland haben; 
 19. bis 21. unverändert.  19. bis 21. unverändert. 
 22. Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen der Versicherungsanstalt öffent-

lich Bediensteter, soweit sie nicht schon nach Z 5 versichert sind. 
 22. Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen der Versicherungsanstalt öffentlich 

Bediensteter, soweit sie nicht schon nach Z 5 versichert sind; 
  23. die zur Fremdsprachenassistenz nach § 3a des Lehrbeauftragtengesetzes, 

BGBl. Nr. 656/1987, bestellten Personen. 
(2) Die Unfallversicherung erstreckt sich bei Personen (2) Die Unfallversicherung erstreckt sich bei Personen 

 1. unverändert:  1. unverändert: 
 2. nach Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15 und 19 auf die Tätigkeiten, die sie auf 

Grund der dort bezeichneten Funktionen ausüben, 
 2. nach Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15, 19 und 23 auf die Tätigkeiten, die sie auf 

Grund der dort bezeichneten Funktionen ausüben, 
 3. und 4. unverändert.  3. und 4. unverändert. 

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 
Beginn der Versicherung Beginn der Versicherung 

§ 5. (1) Die Versicherung beginnt, unabhängig von der Erstattung der An-
meldung, 

§ 5. (1) Die Versicherung beginnt, unabhängig von der Erstattung der Anmel-
dung, 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
 4. bei den in § 1 Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15, 16 und 19 genannten Versi-

cherten mit dem Tag der Wirksamkeit der Bestellung; 
 4. bei den in § 1 Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15, 16, 19 und 23 genannten Versi-

cherten mit dem Tag der Wirksamkeit der Bestellung; 
 5. und 6. unverändert.  5. und 6. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Ende der Versicherung Ende der Versicherung 

§ 6. (1) Die Versicherung endet § 6. (1) Die Versicherung endet 
 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. bei den in § 1 Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15, 16 und 19 genannten Versi-

cherten, sofern im Abs.3 nichts anderes bestimmt wird, mit dem Ende der 
die Versicherung begründenden Tätigkeit; 

 3. bei den in § 1 Abs. 1 Z 6, 8 bis 11, 13, 15, 16, 19 und 23 genannten Versi-
cherten, sofern im Abs.3 nichts anderes bestimmt wird, mit dem Ende der 
die Versicherung begründenden Tätigkeit; 

 4. und 5. unverändert.  4. und 5. unverändert. 
(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 

Dienstgeber Dienstgeber 
§ 13. (1) unverändert. § 13. (1) unverändert. 
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(2) Die Erfüllung der Pflichten des Dienstgebers obliegt (2) Die Erfüllung der Pflichten des Dienstgebers obliegt 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. bezüglich der in § 1 Abs.1 Z 13 genannten Versicherten der in Betracht 

kommenden Dienststelle für Bewährungshilfe bzw. der in Betracht 
kommenden privaten Vereinigung, der die Führung der Bewährungshilfe 
übertragen ist bzw. die den ehrenamtlich tätigen Sachwalter namhaft ge-
macht hat. 

 3. bezüglich der in § 1 Abs.1 Z 13 genannten Versicherten der in Betracht 
kommenden Dienststelle für Bewährungshilfe bzw. der in Betracht kom-
menden privaten Vereinigung, der die Führung der Bewährungshilfe über-
tragen ist bzw. die den ehrenamtlich tätigen Sachwalter namhaft gemacht 
hat; 

  4. bezüglich der in § 1 Abs. 1 Z 23 genannten Versicherten dem Bundesmi-
nisterium für Unterricht, Kunst und Kultur. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 19. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge ist § 19. (1) Grundlage für die Bemessung der allgemeinen Beiträge ist 
 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
 7. für die in § 1 Abs. 1 Z 21 und 22 genannten Versicherten das Entgelt im 

Sinne des § 49 ASVG. 
 7. für die in § 1 Abs. 1 Z 21 und 22 genannten Versicherten das Entgelt im 

Sinne des § 49 ASVG; 
  8. für die in § 1 Abs. 1 Z 23 genannten Versicherten der Beitrag nach § 3a 

Abs. 5 des Lehrbeauftragtengesetzes. 
(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 

Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 
§ 26. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge ist (sind) § 26. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge ist (sind) 

 1. bis 4. unverändert.  1. bis 4. unverändert. 
 5. für die im § 1 Abs. 1 Z 19 genannten Versicherten der Ausbildungsbei-

trag nach § 6f des Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissenschaft-
lichen und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten 
der Künste einschließlich einer gesonderten Abgeltung für die Mitwir-
kung an der Durchführung der Aufgaben der Universität (Universität der 
Künste) im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit. 

 5. für die im § 1 Abs. 1 Z 19 genannten Versicherten der Ausbildungsbeitrag 
nach § 6f des Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissenschaftlichen 
und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten der 
Künste einschließlich einer gesonderten Abgeltung für die Mitwirkung an 
der Durchführung der Aufgaben der Universität (Universität der Künste) 
im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit; 

  6. für die in § 1 Abs. 1 Z 23 genannten Versicherten der Beitrag nach § 3a 
Abs. 5 des Lehrbeauftragtengesetzes. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 
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ABSCHNITT VI ABSCHNITT VI 

Sonderbestimmungen über das Versicherungs-, Melde- und Beitrags-
recht der Versicherten nach § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19, 21 und 22 

Sonderbestimmungen über das Versicherungs-, Melde- und Beitrags-
recht der Versicherten nach § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19 und 21 bis 23 

Anwendung von Bestimmungen der Abschnitte II, IV und V des Ersten Tei-
les des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Anwendung von Bestimmungen der Abschnitte II, IV und V des Ersten Teiles 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

§ 30a. Unbeschadet der Geltung der Bestimmungen des Ersten Teiles für die 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19, 21 und 22 Versicherten sind für diesen Personen-
kreis folgende Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
anzuwenden: 

§ 30a. Unbeschadet der Geltung der Bestimmungen des Ersten Teiles für die 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19 und 21 bis 23 Versicherten sind für diesen Personen-
kreis folgende Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes anzu-
wenden: 

Vorläufiger Beginn der Krankenversicherung für Pensionisten gemäß 
§ 10 Abs. 7, 

Vorläufiger Beginn der Krankenversicherung für Pensionisten gemäß § 10 
Abs. 7, 

Verlängerung bzw. Weiterbestand der Pflichtversicherung gemäß § 11 
Abs. 2, 

Verlängerung bzw. Weiterbestand der Pflichtversicherung gemäß § 11 
Abs. 2, 

Wirkung der An- und Abmeldung der Pflichtversicherten gemäß § 33 
Abs. 1 zweiter Satz, 

Wirkung der An- und Abmeldung der Pflichtversicherten gemäß § 33 
Abs. 1 zweiter Satz, 

Beitragspflicht während einer Arbeitsunfähigkeit gemäß § 57, Beitragspflicht während einer Arbeitsunfähigkeit gemäß § 57, 
Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge gemäß § 58 Abs. 1, 4 und 6, § 78 
Abs. 1 und 3 jeweils zweiter Satz und § 79 Abs. 2, 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge gemäß § 58 Abs. 1, 4 und 6, § 78 
Abs. 1 und 3 jeweils zweiter Satz und § 79 Abs. 2, 

Entrichtung von Verzugszinsen gemäß § 59 Abs. 1, Entrichtung von Verzugszinsen gemäß § 59 Abs. 1, 
Abfuhr der Beiträge an die Träger der Pensionsversicherung gemäß § 63, Abfuhr der Beiträge an die Träger der Pensionsversicherung gemäß § 63, 
Abfuhr der Zusatzbeiträge an den Ausgleichsfonds der Pensionsversiche-
rungsträger gemäß § 63a, 

Abfuhr der Zusatzbeiträge an den Ausgleichsfonds der Pensionsversiche-
rungsträger gemäß § 63a, 

Erstattung der Pensionsversicherungsbeiträge gemäß § 70 Abs. 2 bis 4 
sowie 

Erstattung der Pensionsversicherungsbeiträge gemäß § 70 Abs. 2 bis 4 so-
wie 

Vergütung für die Mitwirkung an fremden Aufgaben gemäß § 82. Vergütung für die Mitwirkung an fremden Aufgaben gemäß § 82. 
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3. Unterabschnitt 3. Unterabschnitt 

Sonderbestimmungen über das Leistungsrecht der Versicherten nach 
§ 1 Abs. 1 Z 17 bis 22 sowie der Selbstversicherten nach § 7a Abs. 2 

Z 1 mit Ausnahme der in § 1 Abs. 1 Z 5 genannten Personen 

Sonderbestimmungen über das Leistungsrecht der Versicherten nach 
§ 1 Abs. 1 Z 17 bis 23 sowie der Selbstversicherten nach § 7a Abs. 2 Z 1 

mit Ausnahme der in § 1 Abs. 1 Z 5 genannten Personen 

Anwendung von Bestimmungen des Abschnittes VI des Ersten Teiles und des 
Zweiten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Anwendung von Bestimmungen des Abschnittes VI des Ersten Teiles und des 
Zweiten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

§ 84. (1) Unbeschadet der Geltung der Bestimmungen des Zweiten Teiles für 
die gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19, 21 und 22 Versicherten sind für diesen Perso-
nenkreis folgende Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
anzuwenden: 

§ 84. (1) Unbeschadet der Geltung der Bestimmungen des Zweiten Teiles für 
die gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 bis 19 und 21 bis 23 Versicherten sind für diesen Perso-
nenkreis folgende Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
anzuwenden: 

Verwirkung des Leistungsanspruches gemäß § 88, Verwirkung des Leistungsanspruches gemäß § 88, 
Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus eigener Pensionsversi-
cherung mit einem Anspruch auf Krankengeld gemäß § 90, 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus eigener Pensionsversiche-
rung mit einem Anspruch auf Krankengeld gemäß § 90, 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen gemäß § 91, Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen gemäß § 91, 
Entziehung von Leistungsansprüchen gemäß § 99, Entziehung von Leistungsansprüchen gemäß § 99, 
Erlöschen von Leistungsansprüchen gemäß § 100 Abs. 1 lit. a, Erlöschen von Leistungsansprüchen gemäß § 100 Abs. 1 lit. a, 
Auszahlung der Leistungen gemäß § 104 Abs. 1, Auszahlung der Leistungen gemäß § 104 Abs. 1, 
Aufgaben der Krankenversicherung für den Versicherungsfall der Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit gemäß § 116 Abs. 1 Z 2, 

Aufgaben der Krankenversicherung für den Versicherungsfall der Arbeits-
unfähigkeit infolge Krankheit gemäß § 116 Abs. 1 Z 2, 

Leistungen der Krankenversicherung gemäß § 117 Z 1, 3 und Z 4 lit. d, Leistungen der Krankenversicherung gemäß § 117 Z 1, 3 und Z 4 lit. d, 
Ermächtigung für satzungsmäßige Mehrleistungen gemäß § 121 Abs. 3, Ermächtigung für satzungsmäßige Mehrleistungen gemäß § 121 Abs. 3, 
Anrechnung von Zeiten auf die Wartezeit gemäß § 121 Abs. 4, Anrechnung von Zeiten auf die Wartezeit gemäß § 121 Abs. 4, 
Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach 
dem Ausscheiden aus der Versicherung gemäß § 122, 

Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach 
dem Ausscheiden aus der Versicherung gemäß § 122, 

Satzungsermächtigung über das Verfahren zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit gemäß § 131 Abs. 2 
erster Satz, 

Satzungsermächtigung über das Verfahren zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit gemäß § 131 Abs. 2 
erster Satz, 

Jugendlichenuntersuchungen gemäß § 132a, Jugendlichenuntersuchungen gemäß § 132a, 
Dauer der Krankenbehandlung gemäß § 134, Dauer der Krankenbehandlung gemäß § 134, 
Krankengeld gemäß den §§ 138 bis 143 und Krankengeld gemäß den §§ 138 bis 143 und 
Wochengeld gemäß den §§ 162 sowie 165 bis 168. Wochengeld gemäß den §§ 162 sowie 165 bis 168. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
Aufgaben des Vorstandes und Vertretung der Versicherungsanstalt Aufgaben des Vorstandes und Vertretung der Versicherungsanstalt 
§ 145. (1) unverändert. § 145. (1) unverändert. 
(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung der Versicherungs-

anstalt übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis eine Be-
scheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Vertretungsbefugnis natürlicher Personen wird durch eine Bescheini-
gung der Aufsichtsbehörde oder einen Auszug aus dem die sonstigen Betroffenen 
erfassenden Teil des Ergänzungsregisters (§ 6 Abs. 4 in Verbindung mit § 2 Z 7 des 
E-Government-Gesetzes, BGBl. I Nr. 10/2004) nachgewiesen. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 
 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 

(35. Novelle) 
 § 220. Es treten in Kraft: 
  1. mit 1. Juli 2009 § 145 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2009; 
  2. rückwirkend mit 1. Oktober 2008 die §§ 1 Abs. 1 Z 18, 22 und 23 sowie 

Abs. 2 Z 2, 5 Abs. 1 Z 4, 6 Abs. 1 Z 3, 13 Abs. 2 Z 3 und 4, 19 Abs. 1 Z 7 
und 8, 26 Abs. 1 Z 5 und 6, 30a, 84 Abs. 1 sowie die Überschriften zu Ab-
schnitt VI des Ersten Teiles und zum 3. Unterabschnitt des Abschnittes II 
des Zweiten Teiles in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2009. 

Artikel 6 
Änderung des Notarversicherungsgesetzes 1972 (13. Novelle zum NVG 1972) 

Versicherungszeiten nach dem 31.Dezember 1971 Versicherungszeiten nach dem 31.Dezember 1971 
§ 42. (1) Versicherungszeiten aus der Zeit nach dem 31.Dezember 1971 

sind: 
§ 42. (1) Versicherungszeiten aus der Zeit nach dem 31.Dezember 1971 sind: 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 
 4. Zeiten, in denen ein Versicherter aufgrund der Bestimmungen des Wehr-

gesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, Präsenz- oder Ausbildungsdienst bzw. 
aufgrund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes 1986, 
BGBl. Nr. 679, ordentlichen oder außerordentlichen Zivildienst geleistet 
hat, soweit diese Zeiten nach der Notariatsordnung (§ 6 der Notariatsord-
nung) angerechnet werden und sofern diese Zeiten sich nicht schon im 
Bestand oder Ausmaß eines Leistungsanspruches in einer Pensionsversi-

 4. Zeiten, in denen ein Versicherter aufgrund des Wehrgesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. 146, Präsenz- oder Ausbildungsdienst bzw. aufgrund der Be-
stimmungen des Zivildienstgesetzes 1986, BGBl. Nr. 679, ordentlichen 
oder außerordentlichen Zivildienst geleistet hat, sofern diese Zeiten sich 
nicht schon im Bestand oder Ausmaß eines Leistungsanspruches in einer 
Pensionsversicherung aufgrund anderer bundesgesetzlicher Vorschriften 
ausgewirkt haben; 
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cherung aufgrund anderer bundesgesetzlicher Vorschriften ausgewirkt 
haben. 

  5. Zeiten der Kindererziehung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g ASVG. 
(2) unverändert. (2) unverändert. 

Anrechenbarkeit der Versicherungsmonate Anrechenbarkeit der Versicherungsmonate 
§ 45. (1) unverändert. § 45. (1) unverändert. 
(2) Bei der Ermittlung des Anrechnungszeitraumes bleiben folgende Zeiten, 

sofern sie nicht als Versicherungszeiten gelten, außer Betracht: 
(2) Bei der Ermittlung des Anrechnungszeitraumes bleiben folgende Zeiten, 

sofern sie nicht als Versicherungszeiten gelten, außer Betracht: 
 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 
 3. Zeiten, in denen ein Versicherter auf Grund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1990 Präsenz- oder Ausbildungsdienst bzw. auf Grund der 
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes 1986 ordentlichen oder außeror-
dentlichen Zivildienst geleistet hat; 

 3. Zeiten, in denen ein Versicherter auf Grund des Wehrgesetzes 2001 Prä-
senz- oder Ausbildungsdienst bzw. auf Grund der Bestimmungen des Zi-
vildienstgesetzes 1986 ordentlichen oder außerordentlichen Zivildienst ge-
leistet hat; 

 4. bis 6. unverändert.  4. bis 6. unverändert. 
(3) unverändert. (3) unverändert. 

Waisenpension Waisenpension 
§ 57. (1) bis (3) unverändert. § 57. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Auch über die Vollendung des 18.Lebensjahres hinaus sind die in Abs.2 

genannten Personen als Kinder anzusehen, wenn und solange sie: 
(4) Auch über die Vollendung des 18.Lebensjahres hinaus sind die in Abs.2 

genannten Personen als Kinder anzusehen, wenn und solange sie: 
 1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befinden, die ihre Arbeitskraft 

überwiegend beansprucht, längstens bis zur Vollendung des 
26.Lebensjahres; zur Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein ange-
messener Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung der entspre-
chenden Abschlußprüfung und auf die Erwerbung eines akademischen 
Grades. Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die Leistung des Prä-
senz- oder Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 1990 bzw. des Zi-
vildienstes, durch Krankheit oder ein anderes unüberwindbares Hindernis 
verzögert worden, so sind sie als Kinder auch über das 26.Lebensjahr 
hinaus für einen der Dauer der Behinderung angemessenen Zeitraum an-
zusehen; 

 1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befinden, die ihre Arbeitskraft 
überwiegend beansprucht, längstens bis zur Vollendung des 
26.Lebensjahres; zur Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein ange-
messener Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung der entspre-
chenden Abschlußprüfung und auf die Erwerbung eines akademischen 
Grades. Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die Leistung des Prä-
senz- oder Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 2001 bzw. des Zi-
vildienstes, durch Krankheit oder ein anderes unüberwindbares Hindernis 
verzögert worden, so sind sie als Kinder auch über das 26.Lebensjahr hin-
aus für einen der Dauer der Behinderung angemessenen Zeitraum anzuse-
hen; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufnahme in die Pensionsversicherung Aufnahme in die Pensionsversicherung 

§ 64. Scheidet ein in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozi-
alversicherungsgesetz, dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz Versicherter aus einer dieser Pensionsversi-
cherungen aus und wird er nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 versiche-
rungspflichtig, so sind die Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes über die Aufnahme in ein pensionsversicherungs-
freies Dienstverhältnis sinngemäß mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

§ 64. Scheidet ein in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz, dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetz Versicherter aus einer dieser Pensionsversicherun-
gen aus und wird er nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 versicherungspflich-
tig, so sind die Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes über die Aufnahme in ein pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis sinngemäß mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
 2. dem Überweisungsbetrag sind nur nach dem vollendeten 22.Lebensjahr 

liegende Beitragsmonate der Pflichtversicherung zugrunde zu legen; vor 
diesem Zeitpunkt liegende Beitragsmonate sind nur dann zu berücksich-
tigen, wenn diese Zeiten nach der Notariatsordnung als juristische Praxis 
für die Erlangung einer Notarstelle gelten; 

 2. dem Überweisungsbetrag sind nur nach dem vollendeten 22.Lebensjahr 
liegende Beitragsmonate der Pflichtversicherung zugrunde zu legen; vor 
diesem Zeitpunkt liegende Beitragsmonate sind nur dann zu berücksichti-
gen, wenn diese Zeiten nach der Notariatsordnung als juristische Praxis für 
die Erlangung einer Notarstelle gelten oder wenn es sich um Zeiten einer 
Teilpflichtversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e oder g ASVG handelt; 

 3. dem Überweisungsbetrag sind Zeiten nach Z.2 nur bis zu einem Höchst-
ausmaß von 48 unmittelbar vor dem Ausscheiden liegenden Monaten 
zugrunde zu legen; er ist um noch nicht berücksichtigte Zeiten, die in ei-
nem gemäß § 63 Abs.1 und 2 geleisteten Überweisungsbetrag enthalten 
waren, zu erhöhen; 

 3. dem Überweisungsbetrag sind Zeiten nach Z 2 - mit Ausnahme der Zeiten 
einer Teilpflichtversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e oder g ASVG - 
nur bis zu einem Höchstausmaß von 48 unmittelbar vor dem Ausscheiden 
liegenden Monaten zugrunde zu legen; er ist um noch nicht berücksichtigte 
Zeiten, die in einem gemäß § 63 Abs.1 und 2 geleisteten Überweisungsbe-
trag enthalten waren, zu erhöhen; 

 4. unverändert.  4. unverändert. 
 Schlussbestimmung zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 

(13. Novelle) 
 § 113. (1) Es treten in Kraft: 
  1. mit 1. Juli 2009 die §§ 45 Abs. 2 Z 3 und 57 Abs. 4 Z 1 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009; 
  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 die §§ 42 Abs. 1 Z 4 und 5 sowie 64 Z 2 

und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009. 
 (2) Die §§ 42 Abs. 1 Z 4 und 5 sowie 64 Z 2 und 3 in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 gelten nur für Versicherungszeiten, die nach dem 
31. Dezember 2004 liegen; auf Versicherungszeiten vor dem 1. Jänner 2005 sind 
diese Bestimmungen weiterhin in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung 
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anzuwenden. 

Artikel 7 
Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Anwendung des APG Anwendung des APG 
§ 100. (1) und (2) unverändert. § 100. (1) und (2) unverändert. 
(3) Abschnitt 3 des APG ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: (3) Abschnitt 3 des APG ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
  1a. § 11 Z 2 APG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Beitragsgrundla-

gensumme lediglich für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG zu 
erfassen ist. § 8 Abs. 1a Z 1 ASVG ist nicht anzuwenden. Die in § 52 
ASVG (§ 27e GSVG, § 24e BSVG) für diese Zeiten vorgesehenen Beiträ-
ge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den Bundesminister für Fi-
nanzen zu überweisen. 

 2. und 3. unverändert.  2. und 3. unverändert. 
§ 105. (1) Die Vollziehung der auf Beamte nach § 1 Abs. 14 und nach § 

136b BDG 1979 anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
erfolgt durch die bundes- oder landesgesetzlich dafür vorgesehenen Behörden. 

§ 105. (1) Die Vollziehung der auf Beamte nach § 1 Abs. 14 und nach § 136b 
BDG 1979 anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
durch die bundes- oder landesgesetzlich dafür vorgesehenen Behörden.Die §§ 8 
Abs. 1a Z 2 und 310 ASVG sind nicht anzuwenden. Die in § 52 ASVG (§ 27e 
GSVG, § 24e BSVG) für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG vorgese-
henen Beiträge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den Bundesminister für 
Finanzen zu überweisen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
Inkrafttreten, Aufhebung bisheriger pensionsrechtlicher Vorschriften Inkrafttreten, Aufhebung bisheriger pensionsrechtlicher Vorschriften 
§ 109. (1) bis (63) unverändert § 109. (1) bis (63) unverändert 

 (64) Die §§ 100 Abs. 3 und 105 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2009 treten rückwirkend mit 1. Jänner 2005 in Kraft. 

Artikel 8 
Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes 

Anwendung des APG Anwendung des APG 
§ 20. (1) und (2) unverändert. § 20. (1) und (2) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Abschnitt 3 des APG ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: (3) Abschnitt 3 des APG ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
  1a. § 11 Z 2 APG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Beitragsgrundla-

gensumme lediglich für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG 
und nach Art. II Abschnitt 2a des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, 
BGBl. Nr. 609, zu erfassen ist. § 8 Abs. 1a Z 1 ASVG ist nicht anzuwen-
den. Die in § 52 ASVG (§ 27e GSVG, § 24e BSVG) für diese Zeiten vor-
gesehenen Beiträge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den Bun-
desminister für Finanzen zu überweisen. 

 2. unverändert.  2. unverändert. 
Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn. 

§ 22. (1) bis (32) unverändert. § 22. (1) bis (32) unverändert. 
 (33) § 20 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 tritt 

rückwirkend mit 1. Jänner 2005 in Kraft. 

Artikel 9 
Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 62. (1) bis (20) unverändert. § 62. (1) bis (20) unverändert. 

 (21) § 67 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2009 tritt 
rückwirkend mit 1. Jänner 2005 in Kraft. 

Anwendung des APG Anwendung des APG 
§ 67. (1) und (2) unverändert. § 67. (1) und (2) unverändert. 
(3) Abschnitt 3 des APG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle 

der Beitragsgrundlagensumme die Bemessungsgrundlage für den Pensionsbeitrag 
bis zur monatlichen Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG tritt. 

(3) Abschnitt 3 des APG ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

  1. An die Stelle der Beitragsgrundlagensumme tritt die Bemessungsgrundlage 
für den Pensionsbeitrag bis zur monatlichen Höchstbeitragsgrundlage nach 
§ 45 ASVG. 

  2. § 11 Z 2 APG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Beitragsgrundla-
gensumme lediglich für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG 
und nach Art. II Abschnitt 2a des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, 
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BGBl. Nr. 609, zu erfassen ist. § 8 Abs. 1a Z 1 ASVG ist nicht anzuwen-
den. Die in § 52 ASVG (§ 27e GSVG, § 24e BSVG) für diese Zeiten vor-
gesehenen Beiträge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den Bun-
desminister für Finanzen zu überweisen. 

 


